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Drucksadle 3208 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
6 — 53321 — 1510/57 


Bonn, den 18. Februar 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Lastenausgleichsgesetzes 


nebst Begründung mit der Bitte, di^^ Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 170. Sitzung am 25. Januar 1957 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Entwurf wie folgt 
Stellung genommen: 

„1. Nachstehender § 10 ist einzufügen: 

10 

Geltung im Saarland 
Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. ‘ 

2. Der bisherige § 10 wird § 11.“ 

Er begründet seinen Beschluß damit, daß das Lastenausgleichsgesetz 
und die Änderungsgesetze nicht im Saarland gelten. Demzufolge 
wäre die Inkraftsetzung des Neunten Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Lastenausgleichsgesetzes im Saarland gegenstandslos. 
Zur Klarstellung scheine es daher geboten, die negative Saar-Klausel 
einzufügen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 

Die Bundesregierung hat gegen die vom Bundesrat vorgeschlagene 
Klarstellung keine Bedenken. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h, c, Blücher 


Druck: Bonner Unüversitäts-Buchdruekerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinalle 20, Telefon 3561 



Entwurf eines Neunten Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Lastenausgleidisgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Änderungen des Lastenausgleidis- 
gesetzes, insbesondere auf dem Gebiet 
der Vermögensabgabe 

§1 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 
1952 (Bundesgesetzbl, I S. 446) in der Fas- 
sung der dazu ergangenen Änderungsgesetze 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 18 Abs. 1 Nr. 5 wird vor den Worten 
„die Bank deutscher Länder“ eingefügt 
„die Deutsche Reichsbank,“. 

2. Dem § 27 werden folgende §§ 27 a und 
27 b angefügt: 

4 27 a 

Der Rückerstattung verwandte Fälle 

(1) Vermögen, das auf Grund der Kon- 
trollratsdirektive Nr. 50 vom 29. April 
1947 (Amtsblatt des Kontrollrats S. 275) 
oder der Kontrollratsdirektive Nr. 57 vom 
15. Januar 1948 (Amtsblatt des Kontroll- 
rats S. 302) übertragen wird, ist der Ab- 
gabe unterliegendes Vermögen desjenigen, 
der das Vermögen erhält und darüber als 
Endberechtigter frei oder im Rahmen des 
Artikels V Absätze 2 und 3 der Kontroll- 
ratsdirektive Nr. 50 oder des Artikels V 
Absätze 2 und 3 der Kontrollratsdirektive 
Nr. 57 verfügen kann. 


(2) Wird das Vermögen in den Fällen 
des Absatzes 1 nach Rückerstattungsgrund- 
sätzen auf Grund von Entziehungstat- 
beständen übertragen, so ist § 26 anwend- 
bar. 

§ 27 b 

Rückbeziehung der Gründung von Kör- 
persdiaften oder Personenvereinigungen 
auf den 21. Juni 1948 

Wird einer nach dem 20. Juni 1948 ge- 
gründeten Körperschaft oder Personen- 
vereinigung Vermögen nach den Rück- 
erstattungsgesetzen oder nach den Kon- 
trollratsdirektiven Nr. 50 oder 57 über- 
tragen, so wird diese für die Zwecke der 
Vermögensabgabe so behandelt, als ob sie 
bereits zu Beginn des 21. Juni 1948 be- 
standen hätte.“ 

3. § 58 erhält folgende Fassung: 

4 38 

Form der Entrichtung der Vermögens- 
abgabe beim Wohnungsbau für Gesdiädigte 

(1) Schafft ein Abgabeschuldner grund- 
steuerbegünstigte und in der Zeit vom 
1. September 1952 bis 31. März 1959 be- 
zugsfertig werdende Wohnungen für Per- 
sonen, denen Wohnraumhilfe nach § 298 
oder ein Aufbaudarlehen zum Bau einer 
Wohnung nach § 254 Abs. 3 oder eine 
entsprechende Beihilfe aus dem Härte- 
fonds (§ 301) gewährt werden kann, so 
wird bis zur Höhe der hierfür aufgewen- 
deten Eigenleistung auf Antrag ein Zah- 
lungsaufschub für die Vierteljahrsbeträge 
an Vermögensabgabe aus Wohngrund- 
stücken gewährt, die auf die Zeit vom 
1. April 1952 bis 31, März 1959 entfallen. 
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(2) Die in Absatz 1 bezeidineten Vier- 
teljahrsbeträge, für die ein Zahlungsauf- 
schub gewährt wurde, sind in der Zeit vom 

1. April 1959 bis 31. März 1979 in glei- 
chen Teilbeträgen nachzuentrichten; der 
Vierteljahrsbetrag erhöht sich dementspre- 
chend ab 1. April 1959 um 1,25 vom Hun- 
dert des nachzuentrichtenden Betrags. 

(3) Durch Reditsverordnung kann das 
Nähere, insbesondere über die in Absatz 1 
verwendeten Begriffe (Vermögensabgabe 
aus Wohngrundstücken, Eigenleistung, 
grundsteuerbegünstigte Wohnungen) und 
über eine Stundung bis zur Entscheidung 
über den Zahlungsaufschub bestimmt wer- 
den." 

4. § 59 wird gestrichen. 

5. In § 78 wird der bisherige Wortlaut Ab- 
satz 1; folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Durch Rechtsverordnung können 
außerdem Bestimmungen getroffen werden 

1. über die Anwendung der in den §§19, 
97 Abs. 1 Nr. 2, 161 Abs. 2 Nr. 1 und 
189 Abs. 2 Nr. 1 enthaltenen Grund- 
sätze auf Berliner Altbanken mit der 
Maßgabe, daß die Altbankenrechnung 
an die Stelle der Umstellungsrechnung 
tritt, dabei kann zugunsten der Ab- 
gabeschulder von den Wertansätzen 
der Altbankenrechnung abgewichen 
werden; 

2. über eine von § 81 abweichende Ab- 
grenzung des Betriebsvermögens in 
Berlin (West) vom Betriebsvermögen 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
bei den unter § 19 fallenden Unter- 
nehmen und bei Berliner Altbanken 
entsprechend der Zuordnung der Ver- 
mögensteile in der Umstellungsrech- 
und Altbankenredinung; 

3. über die Anwendung des § 26 auf Kör- 
perschaften und Personenvereinigun- 
gen, deren Anteile zu mindestens 
85 vom Hundert Rückerstattungsbe- 
rechtigten zuzurechnen sind; 

4. über die Gewährung der Familien- 
ermäßigung nach den §§ 53 und 53 a 
jeweils für einen Vermögensteuer- 
Hauptveranlagungszeitraum nach den 
Verhältnissen zu Beginn dieses Zeit- 
raums mit der Maßgabe, daß dadurch 
der Abgabesdiuldner gegenüber der ge- 


setzlichen Regelung nicht benachteiligt 
werden darf; 

5. über das Verfahren in den Fällen der 
sofortigen Fälligkeit, über die Wieder- 
verrentung aus Billigkeitsgründen, über 
die Beredinung des Zeitwerts oder des 
Ablösungswerts der Vermögensabgabe 
bei Änderung des Vierteljahrsbetrags 
und über den Eintritt der Fälligkeit 
kleiner Abgabesdiulden, soweit § 200 
keine Anwendung findet; in dem letz- 
teren Fall sollen besondere Vergünsti- 
gungen, auch in Verbindung mit den 
§§ 53 bis 55 vorgesehen werden; 

6. über die Rechtsmittelbefugnis des Haf- 
tenden (§§ 61, 71) in Abweichung von 
§ 119 Abs. 2 der Reichsabgabenord- 
nung sowie über die Entlassung aus der 
Haftung von Amts wegen; 

7. über die Zusammenfassung von Vier- 
teljahrsbeträgen, um die Erhebung der 
Vermögensabgabe, insbesondere in den 
Fällen der §§ 60, 64, 66 bis 68 zu ver- 
einfachen; 

8. über die Durchführung des § 71; 

9. über die sinngemäße Anwendung des 
§ 1 89 d der Reichsabgabenordnung auf 
die Vermögensabgabe bei der Veräuße- 
rung von Grundstücken durch eine 
Person, die im Geltungsbereidi des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
keinen Wohnsitz oder Sitz hat oder bei 
der mit der Aufgabe des Wohnsitzes 
(Sitzes) in absehbarer Zeit zu rechnen 
ist; 

10. über den Abzug der Hypotheken- 
gewinnabgabe in den Fälllen des § 99 
Abs. 2." 

6. § 88 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Vierteljahrsbeträge auf Ver- 
mögen in Berlin (West) sind für die Zeit 
vom 1. April 1952 bis 31. März 1979 nur 
in Höhe eines Drittels zu leisten." 

7. § 201 Absätze 1 bis 3 und § 349 werden 
gestrichen. 

8. In § 202 Abs. 1 wird nach den Worten 
„an Geschädigte im Sinne des § 254 
Abs. 1" eingefügt „oder an Personen, die 
entsprechende Beihilfen aus dem Härte- 
fonds (§ 301) erhalten können,“. 
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Außerdem wird der folgende Satz an- 
gefügt: 

„In der Rechts Verordnung kann auch 
vorgesehen werden, daß eine Abgabeschuld, 
die bei dem Veräußerer oder Verpächter 
weggefallen ist, im Fall einer Weiterver- 
äußerung oder einer Verpachtung des Be- 
triebs durch den Geschädigten wieder auf- 
lebt und auf den Geschädigten übergeht.“ 


ZWEITER ABSCHNITT 

Vergünstigungen für Staatsangehörige 
der Vereinten Nationen in 
Berlin (West) 

1. Vergünstigungen bei der Vermögensabgabe 
und der Soforthilfeabgabe 

§2 

Begünstigter Personenkreis 
(1) Begünstigt sind, wenn für die Veran- 
lagung zur Vermögensabgabe ein Finanzamt 
in Berlin (West) zuständig ist, 

1. natürliche Personen, die am 21. Juni 1948 
Staatsangehörige einer der Vereinten Na- 
tionen waren. Der Kreis der Vereinten 
Nationen bestimmt sich nach dem Gesetz 
Nr. 16 der Alliierten Kommandantur Ber- 
lin (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Berlin 1951 S. 556). Bei Staatsangehörigen 
eines in Artikel 1 c des Gesetzes Nr. 16 
bezeichneten Staates oder Gebietes genügt 
der Besitz der Staatsangehörigkeit einer 
der Vereinten Nationen an irgendeinem 
Zeitpunkt zwischen dem 1. September 1939 
und dem 21. Juni 1948. Natürliche Per- 
sonen, die am 21. Juni 1948 die Staatsan- 
gehörigkeit einer der Vereinten Nationen 
und zugleich auch die deutsche Staatsangehö- 
rigkeit hatten, werden als Staatsangehörige 
einer der Vereinten Nationen behandelt, 
wenn ihr Vermögen in Deutschland zu 
irgendeinem Zeitpunkt zwischen dem 
1. September 1939 und dem 8. Mai 1945 
irgendeiner der Bestimmungen der Ver- 
ordnung über die Behandlung feindlichen 
Vermögens vom 15. Januar 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 191) unter Berücksichtigung 
der Änderungsverordnungen oder anderer 
Bestimmungen, die einen ähnlichen Zweck 


verfolgten, unterlag, sofern es nicht durch 
Sondergenehmigung des Reichsjustizmini- 
sters davon ausgenommen war, 

2. selbständig abgabepflichtige Körperschaf- 
ten, Personenvereinigungen und Vermö- 
gensmassen, die nach den Gesetzen einer 
der Vereinten Nationen errichtet worden 
sind, 

3. nach deutschem Recht errichtete selbstän- 
dig abgabepflichtige Gesellschaften, an de- 
nen die in Nummer 1 und 2 bezeichneten 
natürlichen Personen und Körperschaften, 
Personenvereinigungen und Vermögens- 
massen sowohl am 21. Juni 1948 als auch 
am 8. Mai 1945 entweder unmittelbar 
oder über andere Gesellschaften eine Be- 
teiligung von mindestens 85 vom Hundert 
besessen haben (Beteiligungsquote); § 4 
Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Die in Absatz 1 aufgeführten Abgabe- 
pflichtigen erhalten Vergünstigungen nach 
Maßgabe der §§ 3 bis 6. 

§3 

Wahlrecht 

(1) Der Abgabepflichtige (§ 2 Abs. 1) hat 
das Wahlrecht, ob die Vergünstigungen der 
§§ 4 bis 6 oder die Vergünstigungen nach 
dem Lastenausgleichsgesetz (§§ 26 und 56 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und 5 und Satz 2) auf 
ihn angewendet werden sollen. Das Wahl- 
recht kann für das gesamte der Vermögens- 
abgabe unterliegende Vermögen nur einheit- 
lich ausgeübt werden. Ist ein Abgabepflich- 
tiger (§ 2 Abs. 1) zugleich Rückerstattungs- 
berechtigter, so kann die Wahl nur einheit- 
lich für die Vergünstigungen nach den §§ 4 
bis 6 oder für die insgesamt in Betracht kom- 
menden Vergünstigungen nach dem Lasten- 
ausgleichsgesetz (§§ 26 und 56 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 und 5 und Satz 2) ausgeübt werden. 

(2) Das Finanzamt hat dem Abgabepflich- 
tigen eine Frist zu bestimmen, innerhalb de- 
ren er diesem gegenüber das in Absatz 1 be- 
zeichnete Wahlrecht durch schriftliche Erklä- 
rung auszuüben hat. Die Frist beträgt für 
unbeschränkt Abgabepflichtige einen Monat 
und für beschränkt Abgabepflichtige zwei 
Monate; sie ist eine Ausschlußfrist, Gibt der 
Abgabepflichtige bis zum Ablauf der Frist 
die Erklärung nicht ab, so sind die Vergün- 
stigungen des Lastenausgleichsgesetzes auf ihn 
nicht anzuwenden. Das Finanzamt hat in der 
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Aufforderung zur Ausübung des Wahlrechts 
den Abgabepflichtigen über die Folgen der 
Unterlassung einer Erklärung hinzuweisen; 
fehlt in einer Aufforderung dieser Hinweis 
oder ist er unrichtig erteilt, so wird die Frist 
nicht in Lauf gesetzt. 


§4 


Vergünstigungen bei der Vermögensabgabe 

(1) Die Vierteljahrsbeträge der Vermö- 
gensabgabe werden für die Zeit vom 1. April 
1952 bis 31. März 1955 vorbehaltlich der 
Absätze 2 und 3 nicht erhoben. 

(2) Bei den in § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 be- 
zeichneten Abgabepflichtigen beschränkt sich 
die Vergünstigung des Absatzes 1 auf das 
Vermögen, das dem Abgabepflichtigen be- 
reits am 8. Mai 1945 gehört hat. Diese Vor- 
aussetzung gilt auch als erfüllt, wenn 

a) bereits am 8. Mai 1945 vorhanden gewe- 
senes Vermögen von Todes wegen (Erb- 
anfall, Vermächtnis, Pflichtteil, Auflage) 
oder im Wege der vorweggenommenen 
Erbfolge auf den Abgabepflichtigen über- 
gegangen ist, oder 

b) der Gegenstand im Austausch für einen 
bereits am 8. Mai 1945 vorhandenen 
Gegenstand erworben wurde, oder 

c) es sich um rückerstattete Vermögenswerte 
handelt. 


(3) Bel den in § 2 Abs. 1 Nr. 3 bezeich- 
neten Abgabepflichtigen wird die Vergünsti- 
gung nach Absatz 1 entsprechend der in § 2 
Abs. 1 Nr. 3 bezeichneten Beteiligungsquote 
gewährt. Bei Meinungsverschiedenheiten über 
die Anwendung des § 2 Abs. 1 Nr. 3 und 
des Satzes 1 ist zur Einlegung der gesetz- 
lichen Rechtsmittel auch jeder Anteilseigner 
befugt, der glaubt, daß die Gesellschaft im 
Hinblick auf seine Beteiligung begünstigt ist. 


§ 5 

Berechnung des Vierteljahrsbetrags für Ver- 
mögen in Berlin (West) 

Für die Zeit ab 1. April 1955 sind die 
Vierteljahrsbeträge für Vermögen in Berlin 
(West) von der Abgabeschuld im Sinne des 
§ 31 des Lasten ausgleichsgesetzes nach § 36 
Abs, 1 des Lastenausgleichsges'etzes zu be- 
rechnen; die Ermäßigung nach § 88 Abs. 2 
des Lastenausgleichsgesetzes bleibt unberührt. 


§6 


Sondervorschriften bei Vermögen im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes 

(1) Das Vermögen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes ist von der Soforthilfeabgabe 
befreit; § 4 Abs. 2 und 3 gilt sinngemäß. 

(2) Der für die Zeit ab 1. April 1955 zu 
entrichtende Vierteljahrsbetrag für Vermögen 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes, der 
bei Vermögen auch in Berlin (West) geson- 
dert zu ermitteln ist, ist unbeschadet der Be- 
freiung nach Absatz 1 wie folgt zu berech- 
nen: 


Die Vierteljahrssätze nach § 36 Abs. 2 des 
Lastenausgleichsgesetzes sind auf die Abgabe- 
schuld für das Vermögen im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes anzuwenden, die nach 
Anrechnung der festgesetzten Soforthilfe- 
abgabe (§ 48 Lastenausgleichsgesetz) ver- 
bleibt; ist Soforthilfeabgabe nicht festgesetzt 
worden, so ist für diese als Ersatzbetrag das 
Zwölffache desjenigen Vierteljahrsbetrags an- 
zurechnen, der sich durch Anwendung der 
Vierteljahrssätze nach § 36 Abs. 1 des La- 
stenausgleichsgesetzes auf die Abgabeschuld 
(§31 Lastenausgleichsgesetz) ergibt. 


2. Vergünstigungen bei der Baunotabgabe 
und der Notabgabe vom Betriebsvermögen 

§ 7 

(1) Die in § 2 Abs. 1 bezeichneten Abgabe- 
pflichtigen, soweit sie nicht nach den Anord- 
nungen der Alliierten Kommandantur Ber- 
lin vom 3. November 1949 — BK/O (49) 
236 (Verordnungsblatt für Groß-Berlin I 

1949 S. 436), vom 2. November 1950 — 
BK/O (50) 92 (Verordnungsblatt für Berlin 

1950 I S. 512), vom 21. Dezember 1950 — 
BK/O (50) 108 (Verordnungsblatt für Berlin 

1951 I S. 81) sowie dem Gesetz Nr. 16 
der Alliierten Kommandantur Berlin vom 
23. Juli 1951 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Berlin 1951 S. 556) zu behandeln sind, 
sind befreit von 

1. der Baunotabgabe für die Zeit vom 1. April 
1949 bis 31. Dezember 1950 (Gesetz des 
Landes Berlin vom 21. Juli 1949 — Ver- 
ordnungsblatt für Groß-Berlin I S. 273), 

2. der Baunotabgabe für die Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1951 bis 31. März 1952 und den zu 
entrichtenden Verpflichtungsbeträgen (Ge- 
setz des Landes Berlin über die Verhänge- 



rung der Baunotabgabe vom 15. Dezem- 
ber 1950 — Verordnungsblatt für Berlin I 
S. 559 — sowie Gesetz über Abgaben in 
Vorbereitung eines Lastenausgleidis vom 
20. Dezember 1951 — Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt für Berlin S. 1187), 

3. der Notabgabe vom Betriebsvermögen 
(Erstes Gesetz über die Neuordnung der 
Vermögensbesteuerung in Berlin vom 
29. Dezember 1950 — Verordnungsblatt 
für Berlin 1951 I S. 26 — und § 18 des 
Zweiten Gesetzes über die Neuordnung 
der Vermögensbesteuerung in Berlin vom 
9. März 1954 — Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für Berlin S. 140). 

(2) Absatz 1 gilt audi für die Fälle, in de- 
nen für die Veranlagung zur Vermögens- 
abgabe ein Finanzamt im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes zuständig ist. 

(3) Für den Umfang der Befreiung nadi 
den Absätzen 1 und 2 gilt § 4 Abs. 2 und 3 
sinngemäß; die Befreiung wird für diejenigen 
Zeiträume gewährt, in denen die in § 2 
Abs. 1 bezeidineten Personen Abgabesdiuld- 
ner sind. 

(4) Erstattungen, die auf Grund der Ab- 
sätze 1 bis 3 vorzunehmen sind, gehen zu 
Lasten des Aufkommens an Vermögens- 
abgabe. 

3. Vergünstigungen bei der Entschädigung 
für Kriegssachschäden 

§8 

Staatsangehörige einer der Vereinten Na- 
tionen erhalten in gleicher Weise wie deut- 


sche Staatsangehörige, die ihren ständigen 
Aufenthalt im Geltungsbereidi des Grund- 
gesetzes oder in Berlin (West) haben, nadi 
Maßgabe der Rechtsvorschriften der Bun- 
desrepublik und ihrer Länder sowie des Lan- 
des Berlin Entschädigungen für Kriegssadi- 
schäden auch dann, wenn sie diese an ihrem 
in Berlin (West) belegenen Eigentum erlitten 
haben, soweit es sidi nicht um die Eingliede- 
rungshilfe und die Wohnraumhilfe handelt. 


DRITTER ABSCHNITT 


Schlußvorschriften 

§9 

Anwendung in Berlin (West) 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzblatt I S. 1) audi in Berlin (West). 

§ 10 

Inkrafttreten 

Die Vorsdiriften des § 1 Nr. 3 sowie der 
§§ 2 bis 8 treten mit Wirkung vom Inkraft- 
treten des Lastenausgleichsgesetzes in Kraft; 
im übrigen tritt das Gesetz am Tage nadi 
seiner Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeines 

Es ist das Bestreben der Bundesregierung, die 
gesetzlichen Vorschriften des Lastenausgleichs- 
gesetzes (LAG) über die Ausgleichsabgaben 
möglichst unverändert in der einmal, beschlos- 
senen Form durchzuführen. Inzwischen sind 
die Vermögensabgabe (VA) zu 96 v. H., die 
Kreditgewinnabgabe zu 98 v. H. und die 
Hypothekengewinnabgabe zu 57 v, H. der in 
Betracht kommenden Fälle nach den Vor- 
schriften des LAG veranlagt worden. 

Eine beachtliche Zahl von Abgabepflichtigen 
hat bereits von der Möglichkeit Gebrauch ge- 
macht, die Lastenau'sgleichsabgaben vorzeitig 
abzulösen. Nach dem Stande vom 30. Sep- 
tember 1956 waren die Lastenausgleichsabga- 
ben in rd. 414 000 Fällen vorzeitig abgelöst; 
der in diesen Fällen insgesamt aufgekommene 
Ablösungsbetrag beläuft sich auf 1142 Mio 
DM. 

Soweit die Veranlagung noch nicht durchge- 
führt ist, handelt es sich im wesentlichen um 
Fälle, in denen Lücken des Gesetzes vorliegen. 
Hauptsächlichster Zweck des Entwurfs eines 
Neunten LAG-Änderungsgesetzes ist deshalb, 
diese Lücken zu schließen, damit die Veran- 
lagung endgültig abgeschlossen werden kann. 
Daneben ist in dem Entwurf nur noch die Re- 
gelung der mit Berlin zusammenhängenden 
Fragen und solcher Fragen vorgesehen, die 
vorwiegend technischer Natur sind und bei 
der Verwaltung der VA während ihrer Lauf- 
zeit nicht entbehrt werden können. Die Aus- 
dehnung auf eine Neuregelung anderer Fra- 
gen, die nicht in diese eng begrenzte Zielset- 
zung fallen, birgt die Gefahr in sich, daß die 
Endgültigkeit der durchgeführten Veranla- 
gungen und der abgewickelten Ablösungs- 
fälle in Frage gestellt wird. Dies konnte nidit 
verantwortet werden. Es wurde deshalb u. a. 
auch davon abgesehen, die Frage der Erhö- 
hung des Vierteljahrsbetrags unter gleichzei- 
tiger Verkürzung der Laufzeit oder die Frage 
einer weitergehenden Berücksichtigung vc)n 
Kriegsschäden bei der Vermögensabgabe in 
den Entwurf aufzunehmen. 

Zu § 1 

Nr. 1: Die Befreiung der Reichsbank von der 
VA war ursprünglich schon im Entwurf zum 
LAG nach dem Vorbild der Behandlung bei 
der Vermögens'teuer vorgesehen. Es kam sei- 


nerzeit nicht zu der Befreiung, weil im La- 
stenausgleichs -Ausschuß des Bundestages die 
Meinung vertreten wurde, die Reidisbank, 
als in Liquiditation befindliches Unterneh- 
men könne nicht mehr als Kreditinstitut an- 
gesehen werden, das eine staatswirtschaftliche 
Aufgabe erfülle. Außerdem vermutete man, 
die Befreiung der Reichsbank werde in erster 
Linie ihren Anteilseignern zugute kommen, 
eine Wirkung, die nicht für gerechtfertigt ge- 
halten wurde. 

Beide Gründe rechtfertigen bei erneuter Über- 
prüfung den Ausschluß der Reichsbank von 
der für andere Banken vorgesehenen Befrei- 
ung nicht. 

Zunächst erscheint es wenig überzeugend, ein 
bisher wegen seiner Aufgaben steuerlich stets 
privilegiertes Unternehmen deshalb für die 
VA abweichend von der Vermögensteuer 
nicht mehr zu befreien, weil es abgewickelt 
wird. Eine solche Behandlung würde darüber 
hinaus auch gegen den Grundsatz der Gleich- 
mäßigkeit der Besteuerung verstoßen, da 
in vergleichbaren anderen Fällen die steuer- 
liche Privilegierung nicht beseitigt worden ist. 
Es wurden beispielsweise die Rentenbank und 
die Rentenbank-Kreditanstalt gemäß ^ § 18 
Abs. 1 Nr. 5 LAG von der VA befreit, ob- 
wohl beide Institute ausschließlich zum 
Zwecke der Abwicklung in das Bundesgebiet 
verlagert sind. 

Die Befreiung der Reichsbank kommt aber 
auch nicht den Reichsbankanteilseignern zu- 
gute. Deren Entschädigung wird vielmehr in 
Anlehnung an das für Geldinstitute geltende 
Umstellungsrecht ausschließlich nach bestimm- 
ten Relationen zu dem früheren RM-'Eigen- 
kapital der Reichsbank errechnet. 

Die Befreiung der Reichsbank von der VA 
rechtfertigt sich schließlich insbesondere auch 
aus dem Gesichtspunkt des § 19 LAG, nach 
dem Unternehmen mit Ausgleichsforderun- 
gen gegen die öffentliche Hand von der VA 
befreit sind. Der Treuhänder für das Ver- 
mögen der Deutschen Reichsbank verwaltet 
zwar ein Aktivvermögen von rd. 80 Mio 
DM. Diesem Vermögen stehen jedoch Ausein- 
andersetzungsforderungen des an die Stelle 
der Reichsbank getretenen Zentralbaijk- 
systems, das bei seiner Errichtung in den 
Jahren 1946 bis 1948 zunächst die gesamten 
Giro Verpflichtungen der Reichsbank ül^r- 
nommen hat, in Höhe von mehreren Milliar- 
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den DM gegenüber. Außerdem haben der 
Bund und die Länder AuseinandersetzungS'- 
forderungen gegen die Reichsbank mit Rück- 
sicht darauf, daß sie Geldinstituten außerhalb 
des Zentralbanksysterns Ausgleichsfordenin- 
gen gewährt haben, weil diese Geldinstitute 
entweder infolge Übernahme von Verpflich“ 
tungen der Reichsbank oder infolge Ausfalls 
von Ansprüchen gegen die Reichsbank Fehl- 
beträge auswiesen. In Anlehnung an die ein- 
schlägigen umstellungsrechtlichen Vorschrif- 
ten müßte der Reichsbank also zur Deckung 
ihres Fehlbetrages eine Ausgleichsforderung 
gegen die öffentliche Fiand gewährt werden, 
wenn nicht die vereinfachte Abwicklung nach 
§ 4 des Entwurfs eines Gesetzes über die Li- 
quidation der Deutschen Reichsbank und der 
Deutschen Golddiskontbank (Drucksache 
2327) die Ausgleichung des Fehlbetrages da- 
durch entbehrlich machen würde, daß die 
Auseinandersetzung mit den vorbezeichneten 
Gläubigergruppen auf die Ausschüttung des 
von dem Treuhänder für das Vermögen der 
deutsdien Reichsbank verwalteten Restver- 
mögens beschränkt wird. Die vereinfachte Ab- 
wiilung läßt also die Überschuldung der 
Reichsbank, insbesondere wenn irrigerweise 
nur auf das treuhänderisch verwaltete Rest- 
vermögen abgestellt wird, nicht unmittelbar 
offenkundig werden. Wegen dieser inneren 
Verpflechtung liegt hier ein mit anderen in 
Liquidation befindlichen Geldinstituten nicht 
gleichzustellender Sonderfall vor. Es ist des- 
halb systematisch richtiger, die Befreiung der 
Reichsbank von der VA gesetzlich festzule- 
gen. Eine andere Behandlung würde nur zu 
einem nutzlosen Verwaltungsaufwand führen. 

Nr. 2: Durch Einfügung der §§ 27 a und 
27 b soll insbesondere eine Gesetzeslücke ge- 
schlossen werden, die es bisher verhinderte, 
das Vermögen der ehemaligen NSDAP und 
ihrer Gliederungen entsprediend den Grund- 
sätzen des LAG zur VA heranzuziehen. Das 
genannte Vermögen war nach der Kontroll- 
ratsdirektive Nr. 50 in der Regel an demo- 
kratische Organisationen zurückzugeben; so- 
weit eine solche Rückgabe nicht in Betracht 
kam, ist das Vermögen den Ländern verblie- 
ben. Die Übertragung des Vermögens nach 
den vörstehenden Grundsätzen erfolgte in 
aller Regel erst nach dem Währungsstichtag, 
während andererseits die NSDAP und ihre 
Gliederungen nach der herrschenden Meinung 
nicht als am 21. Juni 1948 in Liquidation fort- 
bestehend angesehen werden können. So fehlt 
es angesichts der ungewöhnlichen Rechtslage 


für den 21. Juni 1948 an einem Eigentümer, 
der nach den Verhältnissen dieses Stichtages 
mit dem Vermögen herangezogen werden 
kann. Entsprechend dem in § 27 Abs. 1 LAG 
enthaltenen Grundsatz der Rückbeziehung 
von Rückerstattungsvorgängen auf den 
21. Juni 1948 soll das Vermögen nunmehr 
auf Grund der §§ 27 a und 27 b bei demjeni- 
gen erfaßt werden, der das Vermögen end- 
gültig erhalten hat. 

Soweit das Vermögen den Ländern zugewie- 
sen wurde, war es diesen nach Artikel V 
Abs. 2 der Kontrollratsdirektive Nr. 50 frei- 
gestellt, die Vermögenswerte innerhalb ihres 
Aufgabenbereichs selbst zu nutzen oder sie 
an Gemeinden (Gemeindeverbände) zum Ge- 
brauch innerhalb deren Aufgahenbereich wei- 
ter zu übertragen. Vermögenswerte, die nicht 
vom Land oder den Gemeinden (Gemeinde- 
verbänden) ZU dem genannten Zweck benutzt 
wurden, waren grundsätzlich zu verkaufen 
und der Reinerlös im Haushaltsplan zu veran- 
schlagen. Die genannten weiteren Übertra- 
gungen des Vermögens durch das Land lagen 
weitgehend in seinem Ermessen und können 
nicht mehr als Vorgang betrachtet werden, 
der — als der Rückerstattung verwandt — 
auf den 21. Juni 1948 zurückzubeziehen wäre. 
Auch im Falle der Weiterübertragung des 
Vermögens nach Artikel V Abs. 2 und 3 der 
Kontrollratsdirektive Nr. 50 soll daher das 
Land Abgabepflichtiger sein. 

Eine entsprechende Regelung erschien auch 
für das Vermögen angezeigt, das nach der 
fast gleichlautenden Kontrollratsdirektive 
Nr. 57 an demokratische Organisationen 
oder die Länder übertragen wurde. Es han- 
delt sich hierbei um Vermögen von Personen, 
das nach dem Kontrollratsgesetz Nr. 10 (Be- 
strafung von Personen, die sich Kriegsverbre- 
chen, Verbrechen gegen den Frieden oder ge- 
gen die Menschlichkeit schuldig gemacht 
haben) oder der Kontrollratsdirektive Nr. 38 
(Verhaftung und Bestrafung von Kriegsver- 
brechern, Nationalsozialisten und Militaristen 
und Internierung, Kontrolle und Überwa- 
chung von möglicherweise gefährlichen Deut- 
schen) eingezogen wurde. 

In den bezeichneten Fällen können die in 
§ 26 LAG vorgesehenen Vergünstigungen 
für Rückerstattungsvermögen (Freibetrag von 
150 000 DM und Bewertungsabschlag von 10 
V. H. für den übersteigenden Vermögensteil) 
nur insoweit gewährt werden, als das über- 
tragene Vermögen dem Empfänger früher 
entzogen wurde. 
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Audi bei einer Rückerstattung nach den 
Rückerstattungsgesetzen (Mrlitarregierungs- 
gesetz Nr. 59 für die amerikanische Besat- 
zungszone, Militärregierungsgesetz Nr. 59 
für die britische Besatzungszone, Verordnung 
Nr. 120 für die französische Besatzungszone, 
Anordnung BK/O (49) 180 für Berlin [West]) 
kommt es vor, daß der Empfänger am 21. Juni 
1948 noch nicht vorhanden war (Beispiel: Das 
Vermögen wird einer erst nach dem Wäh- 
rungsstichtag gegründeten GmbH zurücker- 
stattet). Die Regelung des neu einzufügenden 
§ 27 b umfaßt diese Falle mit, so daß die neu- 
gegründete Gesellschfat — entsprechend dem 
in § 27 LAG verankerten Grundsatz der 
Rückbeziehung der Rückerstattungstatbe- 
ständen — mit dem zurückerstatteten Vermö- 
gen der VA unterliegt. 

Nr, 3 und 4 

1. Die Gründe für das Auslaufen des § 58 
LAG und die Streichung des § 59 LAG 

Die §§58 und 59 LAG enthalten Ansätze für 
die Durchführung eines Naturalausgleichs auf 
dem Gebiet des Wohnungsbaus und stehen 
damit im Widerspruch zu der Erkenntnis, 
daß sich der Lastenausgleich besser durch Er- 
hebung und Auszahlung von Geldleistungen 
verwirklichen läßt (vgl. die Ausführungen zu 
§ 1 Nr. 7). Wie eine Umfrage bei den Finanz- 
ämtern ergab, ist denn auch die Vergünsti- 
gung des § 58 LAG (Umwandlung fälliger 
Vierteljahrsbeträge in Darlehen zum Woh- 
nungsbau für Geschädigte) nur in wenigen 
Fällen beansprucht worden. Insgesamt wurde 
eine Umwandlung der Vermögensabgabe in 
231 Fällen beantragt. Darunter befinden sich 
109 Fälle, in denen die belassenen Beträge der 
Vermögensabgabe bereits für Zwecke des 
Wohnungsbaus verwendet worden sind. Es 
handelt sich bei den die Vergünstigung bean- 
spruchenden Abgabepflichtigen vorwiegend 
um kommunale Körperschaften mit erhebli- 
chem Wohnhausbesitz sowie um gemeinnüt- 
zige und freie Wohnungsunternehmen, wäh- 
rend private Hausbesitzer nur in wenigen 
Einzelfällen eine Umwandlung der Vermö- 
gensabgabe in Wohnungsbaudarlehen bean- 
tragt haben. 

Die gesetzlichen Vorschriften des § 58 LAG 
in der bisherigen Fassung geben nur den 
Grundgedanken wieder und haben es , dem 
Verordnungsgeber überlassen, eine in der 
Praxis brauchbare Regelung für die Durch- 
führung der Umwandlung zu finden. Die 
•Bundesregierung hat sich dementsprechend 


bemüht, eine solche Rechtsverordnung zu 
schaffen. Ihr Erlaß scheiterte jedoch an dem 
Wortlaut des § 58 LAG. Eine Gesetzesände- 
rung erscheint daher unumgänglich. Die Bun- 
desregierung hatte im Rahmen der Vorarbei- 
ten für dieses Änderungsgesetz zunächst den 
Entwurf einer Neufassung des § 58 LAG 
vorbereitet, der — an dem Grundgedanken 
des § 58 LAG festhaltend — die für die prak- 
tische Durchführung des § 58 LAG notwendi- 
gen Vorschriften als §§ 58 a bis k in das Ge- 
setz einfügen sollte. Hierbei hat es sich ge- 
zeigt, daß die Durchführung der Umwand- 
lung außerordentlich schwierige Rechtsvor- 
schriften erfordert, die sich vor allem aus der 
Verknüpfung von Abgabenerhebung und 
Darlehnsgewährung in einem Verfahren so- 
wie aus der Berücksichtigung von Fragen der 
Wohnungsbauförderung und der Entschädi- 
gung auf der Abgabenseite des Lastenaus- 
gleidis ergeben. Wie die Erfahrung gezeigt 
hat, können die genannten Vorschriften 
ihrer Natur nach auch schwerlich in einer 
Rechtsverordnung getroffen werden, da es 
hierzu einer Ermächtigung bedürfte, die über 
den üblichen Rahmen hinausginge. 

Wegen der geringen praktischen Bedeutung, 
die die Umwandlung nach § 58 LAG seither 
erlangte und die auch in Zukunft kaum zu- 
nehmen dürfte, erscheint es fraglich, ob die 
gesetzgebenden Körperschaften wie auch die 
Verwaltung mit den umfangreichen Vor- 
schriften für eine durchführbare Ausgestal- 
tung des Umwandlungsverfahrens belastet 
werden sollen. Die Bundesregierung hat da- 
her auf dringenden Wunsch der mit der Aus- 
führung betrauten Behörden und unter dem 
Gesichtspunkt einer allseits geforderten Ver- 
einfachung und Verminderung der Rechts- 
normen die Anregung auf gegriffen, die Vor- 
schrift des § 58 LAG mit Wirkung vom 
1. April 1959 ab aufzuheben und den Abga- 
beschuldnern unter den Voraussetzungen des 
§ 58 LAG zu gestatten, die bis zum 31. März 
1959 fällig gewordenen oder noch fällig wer- 
denden Beträge in der verbleibenden 20jähri- 
gen Laufzeit als Vermögensabgabe nachzuent- 
richten. Für ein derartiges Auslaufen des § 58 
LAG, bei der die bisher auf die Vorschrift 
vertrauenden Abgabepflichtigen in keiner 
Weise benachteiligt werden würden, spricht 
neben der geringfügigen praktischen Bedeu- 
tung und der demgegenüber unverhältnis- 
mäßig hohen Belastung von Gesetzgebung 
und Verwaltung folgencles: 

Der Lastenausgleich hat durch die Zweckbin- 
dung des Aufkommens an Hypothekeng e- 
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winnnabgabe für Zwecke des Wohnungsbaus 
bereits in einem recht erheblichen Ausmaß 
zur Förderung des Wohnungsbaus beigetra- 
gen. Während ursprünglich nach den Schät- 
zungen des Jahres 1952 mit einem Aufkom- 
men von 360 Mio DM gerechnet und dem- 
gemäß in § 323 Abs. 1 Satz 1 LAG ein für 
die Wohnraumhilfe bereitzustellender Min- 
destbetrag von 300 Mio DM festgelegt wurde, 
betrug das Aufkommen an Hypothekenge- 
winnabgabe im Rechnungsjahr 1955 (ein- 
schließlich Ablösung) 696,3 Mio DM. Hiervon 
sind nach § 323 Abs. 1 LAG in der ab 1. April 
1955 geltenden Fassung das normale Auf- 
kommen von 462,2 Mio DM zuzüglich 5 v.H. 
aller Ablösungen bis 31. März 1956 (5 v. H. 
von 399,97 Mio DM == 19,9985 Mio DM), 
zusammen also 482,20 Mio DM für Zwecke 
der Wohnraumhilfe zweckgebunden. Der 
Rest von 214,1 Mio DM muß zusätzlich zu 
den bereits aus laufenden Einnahmen verplan- 
ten Beträgen zur Gewährung von Aufbaudar- 
lehen für den Wohnungsbau bereitgestellt 
werden. Hierdurch hat sich im Rahmen der 
Gesamtverplanung der Lastenausgleichsmittel 
eine Verschiebung zugunsten der dem Woh- 
nungsbau zufließenden Mittel ergeben. (Im 
Rechnungsjahr 1953 betrugen die Auszahlun- 
gen für den Wohnungsbau 22,2 v.H., im 
Rechnungsjahr 1954 26,2 v. H. und im Rech- 
nungsjahr 1955 28,3 V. H. der gesamten Aus- 
zahlungen, wobei die erst teilweise zur Aus- 
zahlung gelangten zusätzlichen Aufbaudarle- 
hen noch nicht berücksichtigt sind.) 

Demgegenüber wären die Mittel, die zusätz- 
lich durch die Vorschrift des § 58 LAG für 
Wohnungsbauzwecke verwendet würden, von 
untergeordneter Bedeutung. Hinzu kommt, 
daß mit dem Inkrafttreten des dem Bundes- 
tag zur Beratung vorliegenden 8. LAG-Än- 
derungsgesetzes (Gesetz nach § 246 LAG — 
Drucksadie 2674) die für Aufbaudarlehen 
(als solche sind die Darlehen nach § 58 LAG 
ihrer Natur nach anzusehen) zur Verfügung 
stehenden Mittel langsam zugunsten einer 
Auszahlung der Hauptentschädigung abge- 
baut werden sollen. Dieser Absicht würde sich 
das Auslaufen des § 58 LAG folgerichtig ein- 
fügen. Zudem muß bei der Abschätzung der 
Bedeutung des § 58 LAG für den Wohnungs- 
bau berüchsichtigt werden, daß dem Abgabe- 
schuldner hierdurch Mittel für Wohnungs- 
bauzwecke nur insofern zufließen, als er die 
von ihm für fällige Vermögensabgabearten 
bereitzustellenden Beträge für den Woh- 
nungsbau verwenden kann. Daraus ergibt 
sich insbesondere für den kleinen und mitt- 


leren Grundbesitzer, daß er — selbst wenn 
man die Umwandlung von Ablösungsbeträ- 
gen gestatten würde — mit Hilfe der Um- 
wandlungsmöglichkeit des § 58 LAG in der 
Finanzierung des Wohnungsbaus keine nen- 
nenswerte Stütze erfährt. 

Die vorgesehene vollständige Streichung des 
§ 59 LAG folgt aus nachstehenden weiteren 
Überlegungen: 

Vorangeschickt sei die Feststellung, daß § 59 
LAG kein unmittelbar anwendbares Recht, 
sondern lediglich eine Ermächtigung für den 
Verordnungsgeber enthielt. Der mit dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes vorgesehene Fort- 
fall der Ermächtigung wirkt sidi auch für die 
Vergangenheit aus, da von einer nicht mehr 
bestehenden Ermächtigung auch für die zu- 
rückliegende Zeit kein Gebrauch mehr ge- 
macht werden kann. Hiergegen können un- 
ter dem Gesichtspunkt einer unzulässigen 
Rückwirkung keine Bedenken erhoben wer- 
den. 

Der sachliche Inhalt des §59 LAG beschränkte 
sich darauf, daß der abgabepflichtige Eigen- 
tümer von Wohnungen seine Vermögensab- 
gabe dadurch tilgen konnte, daß er in ent- 
sprechender Höhe Eigentumsrechte auf Ge- 
schädigte übertrug. Für die Durchführung 
solcher Verkäufe bedarf es aber keiner Son- 
dervorschrift, da es jeder Anspruchsberech- 
tigte aus dem Lastenausgleich, der ein Auf- 
baudarlehen oder später die Hauptentschädi- 
gung erhält, in der Hand hat, mit diesen Mit- 
teln Eigentumsrechte an Wohnungen zu er- 
werben (vgl. hierzu auch die ausdrücklichen 
Bestimmungen in der Weisung über Aufbau- 
darlehen für den Wohnungsbau vom 5. April 
1954 — Mitteilungsblatt BAA 1954 S. 139). 
Der abgabepflichtige Eigentümer von Woh- 
nungen hat es andererseits in der Hand, ob 
er im Falle eines Verkaufs mit Hilfe des er- 
haltenen Kaufpreises die laufenden Viertel- 
jahrsbeträge der Vermögensabgabe mit einer 
geringen Verzinsung weiter entrichten oder 
mit erheblichen Vergünstigungen ablösen will. 
Der hier vorgezeichnete Weg ist der im 
Rechtsverkehr übliche und seine Beschrei- 
tung erfordert keinen nennenswerten Ver- 
waltungsaufwand. Auf dem Umweg über §59 
LAG kann die Erreichung des angestrebten 
Ziels nicht verbessert, sondern lediglich er- 
schwert werden mit der Folge, daß außer- 
dem ein wesentlich größerer Verwaltungs- 
aufwand erforderlich wäre. Es müßte im Er- 
gebnis dem Geschädigten über seinen An- 
spruch auf Hauptentsdiädlgung eine Beschei- 
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nigaing erteilt werden, die er an den abgabe- 
pflichtigen Verkäufer weiterzugeben und die 
letzterer zur Zahlung seiner Vermögensab- 
gabe zu verwenden hätte. 

Abgesehen von diesen verwaltungsmäßigen 
und währungspolitischen Bedenken ist auch 
darauf hinzuweisen, daß die Übertragung 
bereits geschaffenen Wohnraums auf Geschä- 
digte nicht zu den vordringlichen Aufgaben 
des Lastenausgleichs gehört und für derartige 
Vorhaben auch keine Aufbaudarlehen bewil- 
ligt werden können. Denn die Mittel des La- 
stenausgleichs müssen wie die aus den öffent- 
lichen Haushalten fließenden Wohnungsbau- 
mittel in erster Linie der Neuschaffung von 
Wohnraum zugute kommen, um die nach wie 
vor bestehende Wohnungsnot zu lindern. 
Demgegenüber ist die Übertragung bereits 
geschaffener Wohnungen auf Geschädigte zu 
Eigentum eine Angelegenheit, die als weni- 
ger vordringlich bis zu dem Zeitpunkt zu- 
rückgestellt werden kann, zu dem der Ge- 
schädigte (der bereits eine Mietwohnung hat) 
über die Hauptentschädigung verfügen und 
diese zu dem angegebenen Zweck verwenden 
kann, 

2. Zu der vorgesehenen Übergangsregelung 
für die Vergünstigung des § 58 LAG 

Aus den in Nr. 1 näher dargelegten Erwä- 
gungen sieht der vorliegende Entwurf den 
Wegfall des § 58 LAG ab L April 1959 und 
für die zurückliegende Zeit eine Um^gestal- 
tung in dem Sinne vor, daß auf die mit be- 
sonderen Schwierigkeiten verbundene Um- 
wandlung der öffentlich-rechtlichen Abgabe- 
verpflichtung in ein privat-rechtliches — von 
den Ausgleichsämtern zu verwaltendes — 
Darlehn verzichtet wird. Bis zur Höhe der 
von den Abgabeschuldnern im Wohnungsbau 
für Geschädigte verwendeten Eigenleistung 
werden statt dessen die Vierteljahrsbeträge 
für die Zeit vom 1. April 1952 bis längstens 
31. März 1959 auf die verbleibende 20jährige 
Laufzeit vom 1. April 1959 bis 31. März 1979 
verteilt, ohne daß hierbei eine Verzinsung 
der als gestundet anzusehenden Beträge statt- 
findet (Zahlungsaufschub). Die Verteilung auf 
20 Jahre ergibt bei einem Verzicht auf die 
Verzinsung einen jährlichen Zuschlag von 
5 V. H. und somit einen vierteljährlichen Zu- 
schlag von 1,25 V. H. des gestundeten Betrags. 
Damit wird der Abgabeschuldner mit den 
gleichen jährlichen Leistungen belastet, die er 
nach § 58 Abs. 2 LAG alter Fassung bei Um- 
wandlung in ein Darlehen (4 v. H. Zinsen, 
1 V. H. Tilgung) zu erbringen hätte. Er wird 


jedoch dadurch begünstigt, daß der Zuschlag 
zur Vermögensabgabe infolge des Verzichts 
auf die Verzinsung bereits mit dem 31. März 
1979 wegfällt, während die Tilgung des Dar- 
lehns bei einer eingeschlossenen 4 v. H. -Ver- 
zinsung etwa 41 Jahre beansprucht hätte. 

Auch für die vorgesehene Übergangsregelung 
läßt es sich nicht vermeiden, die Vorausset- 
zungen, unter denen die Vergünstigung in 
Anspruch genommen werden kann, wenig- 
stens in den wesentlichen Punkten im Ge- 
setz bzw. in der vorgesehenen Rechtsverord- 
nung hierzu festzulegen. Richtschnur für die 
Festlegung der Voraussetzungen muß sein, 
den bisherigen Wortlaut des § 58 LAG unter 
dem Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes 
nicht einzuengen, andererseits aber die Ver- 
günstigung im Hinblick auf ihr vorgesehenes 
Auslaufen nicht auszudehnen. Hiervon aus- 
gehend, wird sich nach den im Entwurf vor- 
gesehenen und in der Rechtsverordnung be- 
absichtigten Vorschriften folgendes Gesamt- 
bild für die Übergangsregelung ergeben: 

a) Die Umwandlungsmöglichkeit beschränkt 
sich, der bisherigen Fassung des § 58 LAG 
entsprechend, auf die Vierteljahrsbeträge an 
Vermögensabgabe aus Wohngrundstücken. 
Als Wohngrundstücke sollen nach der Rechts- 
verordnung die Grundstücke angesehen wer- 
den, die bei der Veranlagung zur Vermögens- 
abgabe als Mietwohngrundstück, Einfamilien- 
haus oder gemischtgenutztes Grundstück im 
Sinne des § 32 der Durchführungsverordnung 
zum Bewertungsgesetz vom 2. Februar 1935 
(RGBl. I S. 81) angesetzt worden sind und 
zum Grundvermögen oder zum Betriebsver- 
mögen gehören. Der auf diese Grundstücke 
vom gesamten Vierteljahrsbetrag entfallende 
Teil soll in einer für den Abgabeschuldner 
günstigen Form dadurch ermittelt werden, 
daß die Hälfte des maßgebenden Vierteljahrs- 
satzes (bei Mietwohngrundstücken also z. B. 
der Satz von 0,55 v. H.) auf den bei der Ver- 
anlagung angesetzten Wert des Grundstücks 
nadi Abzug der hiermit in wirtschaftlichem 
Zusammenhang stehenden Verbindlichkeiten 
angewendet wird. 

b) Bei den vom Abgabeschuldner geschaf- 
fenen Wohnungen muß es sich um grund- 
steuerbegünstigte Wohnungen handeln. Ob 
eine Wohnung grundsteuerbegünstigt ist, 
richtet sich hierbei nach dem jeweils anzu- 
wendenden Wohnungsbaugesetz (namentlich 
nach § 7 Erstes Wohnungsbaugesetz oder § 92 
Zweites Wohnungsbaugesetz). Die Abgren- 
zung des zeitlichen Geltungsbereichs der ge- 
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nannten Vorschriften ergibt sich aus §§ 4, 
126, 124 Nr. 3, 110 des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes. 

c) Der Personenkreis, für den die grund- 
steuerbegünstigten Wohnungen vom Abgabe- 
schuldner geschaffen worden sein müssen, 
stimmt mit demjenigen Personenkreis über- 
ein, dem Im Rahmen der Entschädigungslei- 
stungen zur Beschaffung einer Wohnung ver- 
holfen werden kann. Dies sind in erster Linie 
der Kreis der Wohnraumhilfeberechtigten 
nach § 298 LAG und zusätzlich gewisse Per- 
sonen, die wegen der Voraussetzung des § 298 
Nr. 1 LAG (Verlust des Wohnraumes) nicht 
zu den Wohnraumhilfeberechtigten gehören, 
wohl aber ein Aufbaudarlehen zum Bau einer 
Wohnung nach § 254 Abs. 3 oder (z. B. als 
Sowjetzonenflüchtling) eine entsprechende 
Beihilfe aus dem Härtefonds erhalten können. 

d) Der Begriff der Eigenleistung umfaßt im 
engeren Sinne (in diesem Sinne wird er In 
§ 58 Abs. 1 des Entwurfs gebrauht) nur die 
Leistungen, die der Abgabeshuldner aus sei- 
nem eigenen Vermögen ohne Inanspruh- 
nahme fremder Mittel aufbringt. In der 
Rehtsverordnung wird daher die Anerken- 
nung von anderen Finanzierungsmitteln 
(z. B. Fremdmitteln) als Ersatz der Eigenlei- 
stung nur ausnahmsweise In Betraht kom- 
men. Insbesondere ersheint es niht vertret- 
bar, auh Baukostenzushüsse des Mieters, 
Mieterdarlehen, Aufbaudarlehen nah § 254 
LAG oder 7 c-Darlehen als Ersatz der Eigen- 
leistung für die Vergünstigung nah § 58 
LAG anzuerkennen, da dies zu einer Doppel- 
förderung führen würde. 

e) Die Vergünstigung des § 58 LAG ist an 
Voraussetzungen geknüpft, deren Nahprü- 
fung der Verwaltung erst möglih ist, wenn 
die Wohnungen bezugsfertig erstellt und von 
einer zum begünstigten Personenkreis gehö- 
renden Person bezogen worden sind. In der 
Rehtsverordnung wird in verfahrensteh- 
nlsher Hinsiht daher vorzusehen sein, daß 
der Abgabeshuldner die Voraussetzungen 
der Vergünstigung im Anshluß an die Be- 
zugsfertigkeit der Wohnungen durh geeig- 
nete Besheinlgungen der zuständigen Behör- 
den gegenüber dem Finanzamt nahzuweisen 
hat. Bis zur Entsheidung über die Vergün- 
stigung soll dem Abgabeshuldner in Anpas- 
sung an die jeweiligen Verhältnisse durh eine 
Stundung in Höhe der voraussihtlihen Ver- 
günstigung entgegengekommen werden. Aber 
selbst solhen Abgabeshuldnern, die eine 
Stundung aus irgendeinem Grunde nicEt 


rehtzeltig beantragt haben und die unter die 
Vergünstigung fallenden Beträge daher im 
Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit der Wohnun- 
gen bereits entrihtet haben, soll hierdurh 
kein Rehtsnahteil erwahsen. Wie sih aus 
Absatz 1 am Shluß ergibt, wird die Vergün- 
stigung für die auf die Zeit vom 1. April 1952 
bis 31. März 1959 entfallenden Vierteljahres- 
beträge aus Wohngrundstücken ohne Rück- 
siht darauf gewährt, ob diese Beträge bereits 
entrihtet sind. Gezahlte Beträge sind somit 
zu erstatten. Mit dieser Handhabung wird 
übrigens auh erreiht, daß alle Abgabeshuld- 
ner ohne Rücksiht auf ihr Verhalten gegen- 
über einer Stundung gleihmäßig behandelt 
werden und die Vergünstigung für den Zeit- 
raum vom 1. April 1952 bis 31. März 1959 
voll ausnutzen können. 

Nr. 5: Die Regelung einer Reihe von Fra- 
gen kann in einer Rehtsverordnung geshe- 
hen. Es handelt sih dabei um Fragen von 
vorwiegend tehnisher Natur oder um Teil- 
fragen eines einheitlihen Fragenkreises, des- 
sen einer Teil bereits durh eine Rehtsver- 
ordnung geregelt wurde. Dazu bedarf es noh 
der erforderlihen Ermähtigungen. Die 
Rehtsverordnung, die auf Grund dieser Er- 
mähtigungen erlassen werden soll, steht in 
ihren Grundzügen fest. Es ersheint daher 
zweckmäßig, nahstehend auf den Inhalt der 
einzelnen Bestimmungen der geplanten 
Rehtsverordnung insoweit einzugehen, als 
es zur Beurteilung des Ausmaßes der Ermäh- 
tigung erforderlih ist. 

Zu § 78 Abs, 2 Nr. 1 

Die Berliner Altbanken fallen niht unter 
§ 19 LAG, da auf sie niht das Umstellungs- 
gesetz und seine Durhführungsverordnun- 
gen, sondern das Umstellungsergänzungs- 
gesetz vom 21. September 1953 (BGBl. I 
S. 1439) Anwendung findet. Es erscheint je- 
doh erforderlih, auh diese Banken — eben- 
so wie die anderen Geldinstitute — von der 
Vermögensabgabe zu befreien, wenn sie einen 
Anspruh auf Zuteilung einer Ausgleihsfor- 
derung haben oder soweit sie einen solhen 
Anspruh infolge Berücksihtigung der Ab- 
gabeshuld erlangen würden oder wenn sie 
Ihre Regreßverbindlihkeiten aus der Um- 
wandlung und der Gutshrift der bei ihnen 
unterhaltenen Uraltguthaben durh andere 
Institute (§ 37 Umstellungsergänzungsgesetz) 
niht voll erfüllen können. Zu diesem Zweck 
sollen die Grundsätze des § 19 LAG (die in 
der 12. AbgabenDV-LA — BGBl. 1954 I 
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S. 367 — näher festgelegt sind) auf die Ber- 
liner Altbanken Anwendung finden. 

Die Berliner Altbanken stellen nicht wie die 
anderen Geldinstitute eine Umstellungsrech- 
nung auf den Währungsstichtag, sondern we- 
gen der bei ihnen vorliegenden besonderen 
Verhältnisse eine Altbankenrechnung auf, der 
in der Regel als Stichtag der 1. Januar 1953 
zu Grunde liegt. Die Altbankenrechnung ist 
die Grundlage dafür, ob und gegebenenfalls 
in welcher Höhe eine Ausgleichsforderung 
zuzuteilen ist; sie erfüllt also insoweit die 
gleiche Aufgabe wie die Umstellungsrechnung 
der anderen Geldinstitute. Ausgangspunkt 
für die Übertragung der in § 19 LAG enthal- 
tenen Grundsätze auf Berliner Altbanken 
wird somit die Altbankenrechnung sein müs- 
sen. Hierbei wird jedoch für gewisse Wirt- 
schaftsgüter zu prüfen sein, ob der in der Alt- 
bankenrechnung enthaltene Wertansatz vom 
1. Januar 1953 durch den Wertansatz vom 
21. Juni 1948 bzw. vom 1. April 1949 ersetzt 
werden kann, wenn der letztgenannte Wert 
niedriger ist. Wenn es auch nicht tragbar er- 
scheint, eine fiktive Altbankenrechnung mit 
anderen Werten aufzustellen, so wird doch 
für Wertpapiere und Anteile entsprechend 
der Regelung im Bundesgebiet ein niedrigerer 
Ansatz zuzulassen sein. Dieser Grundsatz ist 
bereits in § 9 Abs. 7 des Dritten D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzes vom 21. Juni 1955 
(BGBl. I S. 297) für die Berechnung der Aus- 
gleichsforderungen enthalten. 

Für die Bemessungsgrundlage der Vermögens- 
abgabe (Einheitswert des Betriebsvermögens 
auf den 21. Juni 1948 oder den 1. April 1949) 
sowie als steuerliche Ausgangswerte für die 
Gewinnbesteuerung ab 1. Januar 1953 sind 
die in die DM-Eröffnungsbilanz eingesetzten 
Werte maßgebend (§§ 24 bis 29 Drittes D- 
Markbilanzergänzungsgesetz); dabei ist für 
Wertpapiere und Anteile in § 27 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe b des Dritten D-Markbilanzergän- 
zungsgesetzes zugelassen, daß bei der Ermitt- 
lung des Einheits Werts auf den 21. Juni 1948 
oder den 1. April 1949 die Werte vom 1. Ja- 
nuar 1953 durch diejenigen nach dem Stande 
vom 31, Dezember 1948 ersetzt werden. 

Die Geldinstitute, die nicht Berliner Altban- 
ken sind, unterliegen mit den Schuldnerge- 
winnen aus der Umstellung ihrer Verbind- 
lichkeiten weder der Hypothekengewinnab- 
gabe noch der Kreditgewinnabgabe (§§ 97 
Abs. 1 Nr. 2, 161 Abs. 2 Nr. 1, 189 Abs. 2 
Nr. 1 LAG). Die Ausdehnung dieser Befrei- 


ungsvorschriften auch auf die Berliner Alt- 
banken erscheint geboten. 

Nr. 2: Bei den unter § 19 LAG fallenden 
Unternehmen und bei den Berliner Altban- 
ken, die Betriebsstätten im Bundesgebiet und 
in Berlin (West) gehabt haben und die für 
jedes dieser Gebiete eine besondere Umstel- 
lungsrechnung (bzw. eine Umstellungsrech- 
nung und eine Altbankenrechnung) aufstel- 
len, müßte das Betriebsvermögen für die Be- 
rechnung der Vermögensabgabe-Schuld auf 
das Bundesgebiet und Berlin (West) nach 
Maßgabe des § 81 LAG aufpteilt werden. 
Dabei könnten sich für die Beiden Gebiete 
andere Vermögensteile ergeben, als für sie 
ln den Umstellungsrechnungen (bzw. in der 
Altbankenrechnung) enthalten sind. Dies 
würde zu unerwünschten Auswirkungen füh- 
ren. 

Beispiel 

Ein Versicherungsunternehmen unterliegt mit 
seinem Vermögen in Berlin der Abgabe (weil 
dort wegen einer Überdeckung kein An- 
spruch auf Zuteilung einer Ausgleichsforde- 
rung besteht), während das Vermögen im 
Bundesgebiet (wegen des Bestehens einer Aus- 
gleichsforderung) von der Abgabe befreit ist. 
Bei der Aufteilung des Betriebsvermögens 
nach § 81 LAG könnte der Fall eintreten, daß 
Vermögensteile, die in der Umstellungsrech- 
nung für das Bundesgebiet ausgewiesen sind 
und die deshalb an sich von der Vermögens- 
abgabe befreit sein müßten, dem Vermögen 
in Berlin (West) zuzuordnen sind und dort 
der Abgabe unterliegen. 

Dieses Ergebnis, das nicht dem Sinn des § 19 
LAG entspricht, kann nur vermieden werden, 
wenn die ZurechAung des Vermögens zum 
Bundesgebiet und zu Berlin (West) so, wie sie 
in den getrennten Umstellungsrechnungen 
(bzw. in der Altbankenrechnung) vorgenom- 
men worden ist, gegebenenfalls abweichend 
von § 81 LAG auch für Zwecke der Vermö- 
gensabgabe-Bemessungsgrundlage maßgebend 
ist. Für die Vermögensteuer der Berliner Alt- 
banken ist übrigens bereits eine entspre- 
chende Regelung — in Abweichung von § 4 
des Aufteilungsgesetzes Berlin (der inhaltlich 
dem § 81 LAG entspricht) — vorgesehen 
(§ 28 des Dritten D-Markbilanzergänzungs- 
gesetzes). 

Nr. 3: Nach § 26 LAG wird für das im Zuge 
der Rückerstattung erworbene Vermögen ein 
Freibetrag von 150 000 DM gewährt und der 
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übersteigende Teil des Vermögens nur mit 
90 V. H. des an sich maßgebenden Wertes an- 
gesetzt. Nach dem Wortlaut der Vorschrift 
können diese Vergünstigungen nicht für das 
Betriebsvermögen einer selbst nicht rücker- 
stattungsberechtigten Kapitalgesellschaft ge- 
währt werden, wenn nur die Anteile den 
Rückerstattungsberechtigten entzogen und 
diesen später im Wege der Rückerstattung 
zurückgegeben wurden. Es entspricht jedoch 
der mit der Schaffung des § 26 LAG verfolg- 
ten Zielsetzung sowie einem Gebot der Billig- 
keit, auch eine Kapitalgesellschaft als Rück- 
erstattungsberechtigte zu behandeln, wenn 
mindestens 85 v. H. der Anteile Rückerstat- 
tungsberechtigten gehören. Für eine solche 
Regelung soll daher eine Ermächtigung ge- 
geben werden. Die in Betracht kommenden 
Fälle sind seither im Wege einer vorläufigen 
Veranlagung, bei der das Zustandekommen 
einer entsprechenden Gesetzesänderung vor- 
ausgesetzt wurde, in der Schwebe gehalten 
worden (Tz. 27 e des Erlasses des Bundes- 
ministers der Finanzen vom 25. Februar 1956 
— BStBl. I S. 47; LA-Kartei, Karte 1 zu 
§ 56 a). 

Nr. 4: Nach § 53 LAG wird die Familien- 
ermäßigung jeweils für ein Kalenderjahr ge- 
währt. Die Flöhe -der Ermäßigung ist ab- 
hängig von dem Familienstand und der Flöhe 
des vermögensteuerlichen Gesamtvermögens 
zu Beginn des Kalenderjahres, für das die Er- 
mäßigung begehrt wird. Die Ermäßigung ist 
an einen Antrag des Abgabepflichtigen ge- 
bunden, der spätestens bis zum Ablauf des 
betreffenden Kalenderjahrs gestellt werden 
muß. Diese Frist ist eine Ausschlußfrist, so 
daß der Abgabepflichtige der Ermäßigung 
verlustig geht, wenn er den Antrag inner- 
halb der bezeichneten Frist nicht stellt. 

Die praktische Durchführung dieser gesetz- 
lichen Regelung würde es — trotz des ein- 
maligen Charakters der Vermögensabgabe — 
erforderlich machen, den in Frage kommen- 
den Abgabepflichtigen mit einem vermögen- 
steuerlichen Gesamtvermögen bis etwa 
35 000 DM (zahlenmäßig ist der Anteil dieser 
Fälle sehr hoch) jährlich eine Erklärung über 
den Familienstand und die Flöhe des ver- 
mögensteuerlichen Gesamtvermögens zu Be- 
ginn des betreffenden Kalenderjahrs zu über- 
senden. Diese Erklärung müßte von den 
Abgabepflichtigen innerhalb der genann- 
ten Ausschlußfrist zur Wahrung des Er- 
mäßigungsrechts eingereicht werden. Das 
Finanzamt müßte die Erklärungen über- 


prüfen und die Ermäßigung für das betref- 
fende Kalenderjahr entsprechend festsetzen; 
soweit eine Erklärung nicht eingereicht 
wurde, wäre die Ermäßigung zu versagen. 

Schon vor Durchführung der Veranlagung 
hat sich gezeigt, daß diese gesetzliche Rege- 
lung in der Praxis einen Verwaltungsaufwand 
erfordern würde, der mit Rücksicht auf das 
geringe Gewicht der Ermäßigung (höchstens 
5 DM vierteljährlich für jede unterhaltsbc- 
rechtigte Person) und angesichts der äußerst 
angespannten Geschäftslage der Finanzämter 
nicht verantwortet werden kann. Es mußte 
daher bereits im Verwaltungswege zugelassen 
werden, daß der Antrag auf die Familiener- 
mäßigung für die Kalenderjahre 1952, 1953 
und 1954 im Rahmen der Abgabe der Erklä- 
rung zur Vermögensabgabe gemeinsam ge- 
stellt werden konnte. Bei der Veranlagung 
der Vermögensabgabe, bei der die Familien- 
ermäßigung für die Kalenderjahre 1952, 1953 
und 1954 — gegebenenfalls auch noch für die 
Kalenderjahre 1955 und 1956 — endgültig 
festgesetzt wurde, ist gleichzeitig der künftig 
zu zahlende Vierteljahresbetrag derart bemes- 
sen worden, daß der unveränderte Fortbe- 
stand der Voraussetzungen für die Gewäh- 
rung der Familienermäßigung in der bisheri- 
gen Fiöhe unterstellt wurde. Den Abgabe- 
pflichtigen ist in einer in dem Bescheid über 
die Vermögensabgabe enthaltenen Belehrung 
gesagt worden, daß sie eine Erhöhung der 
Ermäßigung rechtzeitig beantragen müssen; 
andererseits liege es in ihrem eigenen Inter- 
esse, den Wegfall der Voraussetzungen für die 
Gewährung der Familienermäßigung in der 
bisherigen Fiöhe dem Finanzamt mitzuteilen, 
um bei einer späteren Nachprüfung Nach- 
forderungen für mehrere Jahre zu vermeiden. 

Eine allgemeine Überprüfung der nach den 
Verhältnissen des Kalenderjahrs 1954 (gege- 
benenfalls auch 1955 oder 1956) weiterlaufen- 
den Familienermäßigung ist seither noch 
nicht durchgeführt worden, zumal die Ver- 
anlagung zur Vermögensabgabe noch nicht 
ganz zum Absdiluß gekommen ist. 

Bei der Durchführung der gesetzlichen Rege- 
lung würde vor allem die Ermittlung des ver- 
mögensteuerlichen Gesamtvermögens zu Be- 
ginn eines jeden Kalenderjahrs erhebliche Ar- 
beit verursachen, da die notwendigen Fest- 
stellungen nur mit einem einer Vermögen- 
steuer\^eranlagung gleichkommenden Auf- 
wand (Einzelaufstellung und Einzelbewer- 
tung des vorhandenen Vermögens) getroffen 
werden könnten. Eine Arbeitsvereinfachung 
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und Entlastung der Abgabepflichtigen von 
zusätzlichen Erklärungen läßt sich hier — bei 
voller Aufrechterhaltung der materiellen Re- 
gelung des § 53 LAG — dadurch erreichen, 
daß die Familienermäßigung mit der im all- 
gemeinen im Turnus von 3 bis 4 Jahren er- 
folgenden V ermögensteuerhauptveranlagung 
gekoppelt wird. Das für die Höhe der Ermä- 
ßigung wesentliche vermögensteuerliche Ge- 
samtvermögen wird für Zwecke der Ver- 
mögensteuer allgemein nur auf den Beginn 
des Vermögensteuerhauptveranlagungszeit- 
raums ermittelt, während die Vermögens- 
ermittlung auf den Beginn von Kalenderjah- 
ren innerhalb des Hauptveranlagungszeit- 
raums nur erfolgt, wenn gewisse Wertabwei- 
chungen erreicht werden. 

Unter diesen Umständen läßt sich eine Ver- 
einfachung der Familienermäßigung dadurch 
erreichen, daß die Höhe der Familienermä- 
ßigung für die Dauer eines Vermögensteuer- 
hauptveranlagungszeitraums nach den Ver- 
hältnissen zu Beginn dieses Zeitraums er- 
starrt. Da andererseits — namentlich bei Er- 
höhung der Kinderzahl — gewisse Bedenken 
bestehen, dem Abgabepflichtigen eine ihm an 
sich zustehende Ermäßigung aus Gründen der 
Verwaltungsvereinfachung für ein oder 
mehrere Jahre bis zum nächsten Hauptver- 
anlagungszeitpunkt der Vermögensteuer vor- 
zuenthalten, soll der Abgabepflichtige die 
Möglichkeit haben, die Neufestsetzung der 
Ermäßigung nach den Verhältnissen zu Be- 
ginn eines Kalenderjahrs zu beantragen. 
Durch die vorgesehene Vereinfachung werden 
somit die Abgabepflichtigen in keinem Fall 
schlechter gestellt werden. 

Nr. 5: Das Gesetz sieht zur Sicherung der 
Vermögensabgabe oder bei einer notwendig 
werdenden endgültigen Abwicklung die so- 
fortige Fälligkeit der Vermögensabgabe vor 
(§ 50: sofortige Fälligkeit bei Gefährdung des 
Abgabeanspruchs; § 51: sofortige Fälligkeit 
bei Abwanderung; § 52: sofortige Fälligkeit 
bei der Liquidation von Kapitalgesellschaften; 
§ 63 In Verbindung mit § 65 der Konkurs- 
ordnung: sofortige Fälligkeit In Konkursfäl- 
len; § 30 der Vergleichsordnung In Verbin- 
dung mit § 50 LAG: sofortige Fälligkeit in 
Vergleichsfällen). Die Voraussetzungen, unter 
denen die sofortige Fälligkeit eintritt, sind 
im Gesetz hinreichend bestimmt. Es fehlen 
jedoch Vorschriften zu den verfahrensrecht- 
lichen Fragen (z. B. über die Bescheidertei- 
lung, über das Rechtsmittelverfahren und 
über die Berücksichtigung von Änderungen 


des veranlagten Vierteljahrsbetrags, der der 
Berechnung des Zeitwerts oder des Ab- 
lösungswerts bei Eintritt der sofortigen Fäl- 
ligkeit zugrunde gelegt wurde). Außerdem 
fehlt es an einer Vorschrift, nach der die so- 
fortige Fälligkeit aus Billigkeitsgründen auf- 
gehoben und statt dessen der vorher geschul- 
dete Vierteljahresbetrag wieder festgesetzt 
werden kann (Wiederverrentung). Die vorbe- 
zeichneten Lücken des Gesetzes, die vornehm- 
lich daher rühren, daß die das Verfahrens- 
recht für alle Steuern regelnde Reichsab- 
gabenordnung naturgemäß auf die Besonder- 
heiten der Vermögensabgabe keine Rücksicht 
nehmen konnte, sollen durch Vorschriften 
einer Rechtsverordnung geschlossen werden. 

Bei der Veranlagung der Vermögensabgabe 
hat es die Vorschrift des § 200 LAG verhin- 
dert, daß Vierteljahresbeträge für die Lauf- 
zeit der Vermögensabgabe festgesetzt werden, 
deren Erhebung und Überwachung sich mit 
Rücksicht auf ihre Geringfügigkeit nicht 
lohnt. Nach § 200 LAG wurden Vierteljahrs- 
beträge der Vermögensabgabe, die 5,25 DM 
und weniger betrugen, mit dem Ablösungs- 
wert abzüglich eines Nachlasses von 20 v. H. 
sofort fällig. Im Billigkeitsweg wurde außer- 
dem eine kapitalisierte Familienermäßigung 
gewährt, nadi deren Abzug vielfach ein so- 
fort zu zahlender Kapitalbetrag nicht mehr 
verblieb. 

Die weitere Erhebung der Vermögensabgabe 
bringt es mit sich, daß durch die Familien- 
ermäßigung, durch Erbfälle, Schuldüber- 
nahmen usw. ständig neue Kleinbeträge ent- 
stehen (Beispiel: Ein Vierteljahrsbetrag der 
Vermögensabgabe von 9 DM geht auf 6 Er- 
ben über, so daß für jeden Erben bei der Auf- 
teilung nach § 67 LAG ein Vierteljahrsbetrag 
von 1,50 DM festzusetzen wäre). Wenn es 
sich auch nicht vermeiden läßt, daß die ver- 
anlagten Beträge der Vermögensabgabe durch 
Erbfälle und Grundstücksverkäufe (und die 
damit oft verbundene Schuldübernahme) in 
eine große Zahl kleinerer Abgabeschulden 
zersplittert werden, so muß doch dafür ge- 
sorgt werden, daß die hiermit verbundene 
Mehrarbeit bei gleichbleibenden Aufkommen 
in vertretbaren Grenzen gehalten wird. Hier- 
zu erscheint es zwingend notwendig, die stän- 
dig neu entstehenden Kleinbeträge dadurch 
zu beseitigen, daß ihre sofortige Fälligkeit — 
ähnlich derjenigen nach § 200 LAG bei der 
Veranlagung — vorgesehen wird. Anderer- 
seits sollen diese verwaltungsmäßig notwendi- 
gen Maßnahmen nicht auf Kosten der Ab- 
gabepflichtigen gehen; diesen sollen daher be- 
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sondere (über die normalen Vorteile der Ab- 
lösung hinausgehende) Vergünstigungen ge- 
währt werden, während die Abgabe bei Per- 
sonen mit geringen Einkünften (§ 54 LAG) 
in voller Höhe erlassen werden soll. Die Fa- 
milienermäßigung, die in den Fällen der Ab- 
lösung und der sofortigen Fälligkeit nor- 
malerweise verloren geht, soll den Abgabe- 
pflichtigen voll erhalten bleiben. In Anleh- 
nung an eine bereits zu § 60 LAG ergangene 
Vorschrift (Mindestbetrag bei der SÄuld- 
übernahme nadi § 5 Abs. 1 der 14. Abgaben- 
DV-LA vom 13. Juni 1955 — BGBl. I S. 288) 
soll die Rechtsverordnung die sofortige Fäl- 
ligkeit vorsehen, wenn der tatsächlich zu zah- 
lende Vierteljahrsbetrag sich voraussichtlich 
für mindestens 5 Jahre auf einen Betrag von 
weniger als 10 DM beläuft. 

Nr. 6: Unter den Vorschriften über die 
Rechtsfolgen eines Vermögensüberiganigs hin- 
sichtlich der VA sind die §§ 61, 71 LAG 
über die Haftung bei Schenkun,gen und bei 
Vermächtnissen von erheblicher Bedeutung 
für die Sicherung des Aufkommens. Zu die- 
sen Haftunigsvorschriften konnten Bestim- 
mungen in verfahrensrechtlicher Hinsicht 
nicht getroffen werden, da die verfahrens- 
rechtlichen Fragen der Haftung bereits allge- 
mein in der nach § 203 Abs. 1 LAG auch 
auch auf die VA anzu wendenden Reichsab- 
gabenordnunig geregelt sind. Die Regelung 
des § 119 Abs. 2 AO, um die eis sich hier 
handelt, ist nur verständlich im Zusammen- 
hanig mit laufend veranlagten Steuern, bei 
denen zwischen der Rechtskraft der Veran- 
lagung und der Inanspruchnahme des Haf- 
tenden nur ein verhältniismäßig geringer 
Zwiischenzeitraum liegen kann. Bei der VA 
dagegen könnte nach § 119 Abs. 2 AO ein 
im Jahre 1954 rechtskräftig gewordener Ver- 
anlagungsbescheid auch dann angefochten 
werden, wenn die Schenkumg oder der Erb- 
fall in das Ende der Laufzeit der VA fallen, 
d. h. also, wenn seit der Rechtskraft etwa 
zweieinhalb Jahrzehnte vergangen sind. Eine 
isotlche Auswirkung geht weit über den gesetz- 
geberischen Sinn und Zweck des § 119 Abs. 

2 AO hinaus; dies um so mehr, wenn berück- 
sichtigt wird, daß die Höhe der Haftung 
weniger von der Höhe des Anspruchs, son- 
dern in erster Linie von der Höhe der Be- 
reicherung abhängt. In der Rechts Verord- 
nung soll daher in Form einer Ergänzung 
der 14. AbgabenDV-LA bestimmt werden, 
daß ein^ gegenüber dem Abgabeschuldner 
rechtskräftig gewordener Abgabebescheid 


auch gegenüber dem Haftenden wirkt. Eine 
Parallele hierzu findet sich übrigens bereits 
in der Reichsabgabenordnung (§ 210 a, § 219 
Abs. 2 und 3) für Realsteuerbescheide und 
Einheitswertbescheide. § 119 Abs. 1 AO 
bleibt unberührt, so daß der Beschenkte oder 
VermäAtnisnehmer in der Geltencimachung 
von Einwendungen, die die Heranziehung 
zur Haftung und die damit zusammenhän- 
genden Fragen betreffen, nicht eingeengt ist. 
Um idie Strenge der Haftung zu mildern, ist 
in § 61 Abs. 2 LAG voitgesehen, daß der 
Erwerber auf gemeinsamen Antrag des 
Schenkers und des Beschenkten aus der Haf- 
tung zu entlassen ist, wenn idie Aussichten 
für die Verwirklichung des Abgabeanspruchs 
dadurch nicht wesentlich verschlechtert wer- 
den. Es kann Vorkommen, idaß die Beteili- 
igung des Schenkers lan dem gemeinsamen 
Antrag aus tatsächlichen oder rechtlichen 
Gründen auf Schwieriigkeiten stößt, anderer- 
seits aber eine Entlassung des Beschenkten 
aus der Haftung ieinem Gebot der Billigkeit 
entspricht. Für Fälle idieser Art soll dem 
Finanzamt die Möglichkeit gegeben werden, 
im Rahmen seines Ermessens den Beschenk- 
ten ohne iden im Gesetz geforderten gemein- 
samen Antrag aus der Haftung zu entlassen. 
Die Entlassung ,aus der Haftung ist, auch 
wenn sie von Amts wegen erfolgen soll, da- 
von abhängig, daß die Aussichten für die 
Verwirklichung des Abgabeanspruchs da- 
durch nicht wesentlich verschlechtert werden. 
Erfordert die wirtschaftliche Lage tdes Haf- 
tenden — bei Anlegung der fzu § 54 LAG 
festgelagten Maßstäbe — ein ibesonideres 
Entgegenkommen, so kann diese Voraus- 
setzung .hinfällig 'werden. 

Nr. 7 : Im Zusammenhanig mit der soifoirtigen 
Fälliigkeit von Kleinbe trägen ist zu § 78 Abs. 
2 Nr. 5 ausgeführt worden, daß der Zer- 
splitterung der veranlagten VA-Beträge 
durch Erbfälle und Schuldübernahmen in 
geeigneter^ Weise entgegengewirkt werden 
muß. Ergänzend zu der dort' vorgesehenen 
sofortigen Fälligkeit sieht die Nr. 7 idie Zu- 
isammenfassun,g von Vierteljahrslbeträgen vor, 
die von der gleichen Person wegen einer 
Schuldübernahme oder verschiedener Erib- 
fälle zu zahlen sind. E):ie materiellen Auswir- 
kungen der Zusammenfassung sind kaum 
nennenswert, .da die Höhe der Abgabe und 
der Zahlungsbedingungen unberührt bleiben. 
Eine entsprechende Vorschrift ist jedoch er- 
forderlich,_ um für die in kassenmäßiger Hin- 
sicht bereits vorgesehene Zusammenfassung 
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eine rechtliche Grundlage zu erhalten und 
um bei besonderen Fraigen ( 2 . B. bei der 
Frage der Zurdsisigkeit einer Ratenablösung) 
Schwierigkeiten zu vermeiden. 

Nr. 8: Im Gegensatz zu § 61 LAG (Haftung 
des Beschenkten) enthalt § 71 LAG (Haftung 
des Vermächtnisnehmers und des durch eine 
Auflage Begünstigten) keine Ermächtigung 
zum Erlaß einer Rechtsverordnung. Es hat 
sich daher die Lage ergeben, daß die zu § 61 
LAG ergangenen Vorschriften in der 14. Ab- 
gäbenDV-LA, die wegen der weitgehenden 
Übereinstimmung der beiden Haftungs Vor- 
schriften in gleicher Weise für § 71 LAG 
Anwendung finden müssen, mangek Ermäch- 
tigung nicht entsprechend ausgedehnt werden 
konnten. Durch die vorgesehene Ermächti- 
gung soll die Möglichkeit geschaffen werden, 
dies nachzuholen. 

Nr. 9: Die Einziehung der VA stößt dann 
auf Schwierigkeiten, wenn es sich um Grund- 
besitz handelt, der einer Person mit Wohn- 
sitz (Sitz) außerhalb des Geltungsbereichs 
des Grundgesetzes und von Berlin (West) 
gehört und von dieser veräußert wird. Der 
Kaufpreis wird in diesen Fällen in der Regel 
zunächst auf ein inländisches Konto (soge- 
nanntes liberalisiertes Kapitalkonto, früher 
Sperrmarkkonto) eingezahlt, über das der 
Inhaber nach den für Devisen-Ausländer 
geltenden Vorschriften verfügen kann. Wird 
das Guthaben in das Ausland verbracht, so 
ist in der Regel eine Verwirklichung der VA 
nicht mehr möglich, wenn der Ausländer 
nicht über weiteres inländisches Vermögen 
verfügt. 

Um die VA in Fällen der vorbezei ebneten 
Art isicherzustellen, soll in Anlehnung an ent- 
sprechende Maßnahmen zur Sicherung des 
Eingangs der Grunderwerbsteuer die Eintra- 
gung des Erwerbers lim Grundbuch von einer 
Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanz- 
amts abhängig gemacht werden. Die Siche- 
rung des VA-Eingangs in den bezei ebneten 
Fällen wird sich mit verhältnismäßig wenig 
Verwaltungsauf wand erreichen lassen, da die 
ohnedies auszustellende Unbedenklichkeits- 
bes cheiniigung über die Entrichtung der 
Grunderwerbsteuer lediglich durch einen 
Vermerk über idie Sicherstellung der VA er- 
gänzt zu werden braucht. 

Nr. 10: Bei der Ermittlung des der VA 
unterliegenden Vermögens ist die Hypothe- 
kengewinnabgabe (HGA) mit ihrem veran- 


lagten Nennbetrag vom 21. Juni 1948 abzu- 
ziehen. Dieser Nennbetrag entspricht in der 
Regel auch dem wirtschaftlichen Gewicht der 
Abgabe. 

Eine Sonderbehandlung haben bei der HGA 
die j enigen RM- V erblndli chkeiten erfahren, 
bei denen es sich um zinsverbilligte Darlehen 
im Raihmen der öffentlichen Wohnungsfür- 
sorge handelt. Bei Verbindlichkeiten dieser 
Art wird die HGA-Schuld rechnerisch lauf 
einen Betrag zurückgeführt, der dem Ge- 
wicht einer normal verzinslichen Hypothek 
entspricht und daher niedriger ist als 9/10 
der BJM- Verbindlichkeit, aber mit höheren 
Sätzen als idiese (nicht mit höheren Beträgen) 
zu verzinsen und schneller zu tilgen ist (§ 99 
Abs. 2, § 106 Abs. 4 LAG). Die Höhe der 
Jahresleistung ändert sich im allgemeinen 
durch die Umrechnung nur unwesentlich. 

Nach § 14 des Bewertunigsgesetzeis sind Schul- 
den und Forderungen mit dem Nennbetrag 
anzusetzen, wenn nicht besondere Umstände 
eine höhere oder niedrigere Bewertung recht- 
fertigen. Als ein solcher besonderer Umstand 
ist insbesondere auch eine ungewöhnlich 
niedrige Verzinsung in Verbindung mit Kün- 
idigungsbeschränkungen anzusehen, so daß 
die mit Zinsen zwischen 0 und 3 v. H. gege- 
benen Wohnungsbau darlehen im Rahmen 
der öffentlichen Wohnungsfürsorge an sich 
nur mit einem erheblich unter dem Nenn- 
betrag liegenden Wert angesetzt werden 
könnten. In den Vermögensteuerrichtlinien 
ist aber zugelassen worden, daß diese Ver- 
bindlichkeiten zum vollen Nennwert ange- 
setzt werden, weil der niedrigeren Verzinslich- 
keit die Auflage einer entsprechend niedri- 
gen Miete gegenübersteht. Der dem Gläu- 
biger des Darlehns veribliebene Umstellunigs- 
betrag von 1/10 ist somit in voller Höhe bei 
der Ermittlung des vermögensteuerlichen 
und damit auch ides der VA unterlieigenden 
Vermögens ahzugsfähig. 

Mit Rücksicht auf die dargestellte Behand- 
lung des l/lO-Rechts wäre es unibillig, wenn 
die für Zwecke der HGA vorgenommene 
Umrechnung der niedrig verzinslichen Ver- 
bindlichkeit in eine normal verzinsliche (ent- 
sprechend niedrigere) Verbindlichkeit zu 
einer Verminderung des bei der VA abzugs- 
fähigen Betrags führen würde. Das Gewidit 
der Verbindlichkeit ist in Anbetracht der 
unveränderten Leistungen das gleiche wie 
vor der Umrechnung und unterscheidet sich 
nicht von dem Gewicht des dem Gläubiger 
verbliebenen 1/lO-Rechts. Es geht daher 
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nicht an^ das 1/10-Recht voll zum Abzug zu- 
zulassen, den Abztug aber hinsichtlich der 
übrigen 9/10 und der hieraus hervorgegan- 
genen HGA anders zu beurteilen. Im Wege 
vorläufiger Veranlagunjg ist diesen Gesichts- 
punkten bereits auf Grund eines Erlasses des 
BundesmirLiisters der Finanzen vom 18. De- 
zember 1953 — LA 2831 — 88/53 (LA- 
Kartei Karte 2 zu § 210) RechnuAg getragen 
worden. Für eine endgültige Erledigung 
dieser Fälle bedarf es jedoch einer entspre- 
chenden Rechtsnorm, die auf Grund der in 
Nr. 10 vorgesehenen Ermädutigung ge- 
sdiafifen werden soll. 

Nr. 6; 

1, Zur Flöhe der künftigen Ermäßigung für 
Vermögen in Berlin (West) 

Nadi § 88 Abs. 2 LAG sind die Vierteljahrs- 
beträge der VA in Berlin '(West) tfür die Zeit 
vom 1, April 1952 bis 31. März 1957 nur in 
Fiöhe eines Drittels zu leisten. 

Über die Frage der Weitergewährung von 
Vergünstigungen ist eine gesetzliche Rege- 
lung zu treffen, weil sonst mangels ander- 
weitiger gesetzlicher Besitimmung ab 1 . April 
1957 idie Vierteljajhrsbeträige der VA auf Ver- 
mögen in Berlin (West) voll entrichtet wer- 
den müßten. «Biei Abwägung aller für 'die 
Gesamtlaige Berlirus in Betracht zu zidhenden 
Umstände erschien es angemessen, die bis- 
herige Ermäßigung der Vierteljahrsbeträge 
der VA um zwei Drittel (also ihre Erhebung 
nur in FFöhe eines Drittels) beizuibehalten. 

2. Endgültige Regelung für die iganze Lauf- 
zeit der Vermögensaibgabe 

Die Ermäßigung soll zeitlich nicht mdhr be- 
grenzt werden, so daß sie für die ganze Lauf- 
zeit der VA (also bis zum 31. März 1979) 
maßgebend bleibt. Eine endgültige Regelung 
für die ganze Laufzeit erscheint aus den nach- 
stehenden Gründen geboten: 

a) Die VA ist als Stichtagsabgabe ausgestaltet, 
d. h. die Verhältnisse vom Währungs Stichtag 
sollen grundsätzlich während der gesamten 
Laufzeit für die Fiöhe der Abgabe maßge- 
bend sein. Wenn der Gesetzgeber abweichend 
von diesem Grundsatz zugunisten von Berlin 
die Fiöhe der VA zunächst nur für 5 Jahre 
festgelegt hat, so geschah dies offensichtlich 
lim Fiinblick auf die Unübersichtlichkeit der 
wirtschaftlichen Vei^hältnisse Berlins, die sich 
aus den besonderen politischen Ereignissen 
in Berlin während der Jahre 1948 und 1949 
ergeben haben. Die Auswirkungen dietser 


politischen Ereignisse sind heute im wesent- 
lichen überwunden. Der Stichtags charafeter 
der VA sollte deshalb jetzt wieder Platz 
(greifen, wobei keineswegs verkannt wird, 
daß in Berlin die politischen und wirtschaft- 
lichen Risiken etinerseits, die politischen und 
wirtschaftlichen Chancen andererseits anders 
und größer sind als in der Bundesrepublik. 
Insbesondere erscheint es nicht richtig, den 
sich im Falle der Wiedervereinigung ergeben- 
den wirtschaftlichen Aufschwung bereits jetzt 
dadurch in Rechnung zu stellen, idaß eine 
Erhöhupg der VA auf den in der Bundes- 
republik geltenden Satz Vorbehalten wird. 
Gegebenenfalls kann die bevorzugte Behand- 
lung Berlins bei der VA dann In anderer 
Weise ausge,gllchen werden. 

b) Durch dais auf einem Initiativantrag be- 
ruhende 4. LAG-Änderungs;gesetz vom 12. 
Juli 1955 (BGBl. I S. 403) ist die Hypothe- 
kengewiinnabgabe für Grundstücke in Berlin 
(West) für die ganze Laufzeit der Abgabe 
um ein Drittel ermäßigt worden. Es liegt 
kein Grund vor, warum bei der VA anders 
verfahren werden soll. 

c) Die bisherige Begrenzung der Ermäßigung 
auf idie Vierteljahrsbeträge für die Zeit vom 
1. April 1952 bis 31. März 1957 und die da- 
mit aufgeschcybene Entscheidung über die 
Fiöhe der kapitalisierten Gesamtbelastung 
führt zu außerordentlichen Schwierigkeiten 
in all den Fällen, in denen aus tatsächlichen 
oder rechtlichen Gründen eine endgültige 
Abwicklung der VA notwendig war (Grund- 
stückisverkäufe, Erbfälle, Liquidationen, Kon- 
kurse, Vergleiche, Auswanderun<gen usw.). 
Die (kapitalisierte Gesamtbelastung (Zeitwert 
nach § 77 LAG oder Ablösungswert nach 
§ 199 LAG) konnte in Anbetracht der ge- 
setzlichen Reigelung nur in der Weise berech- 
net werden, daß die Vierteljahrsbeträge für 
die Zeit ab 1, April 1957 voll arigesetzt 
wurden. Nach den Ausführungen In Nr. 3 
(vgl. unten) muß jetzt der Betrag, der unter 
Berücksichtigung der Beibehaltun^g der seit- 
herigen Ermäßigung zuviel entrichtet ist, er- 
stattet werden. Würde die Ermäßigung ab 
1, April 1957 wiederum befristet (z. B. auf 
die Zeit vom 1. April 1957 bis zum 31. März 
1962), so würde eine entsprechende Erstat- 
tung mit (jeder weiteren Ermäßigung (z. B. 
für die Zeit vom 1. April 1962 bis 31, März 
1967) notwendig werden, wobei jeweils alle 
seit Inkrafttreten des Lastenausgleichsgesetzes 
praktisch gewordenen Ablösungen wieder 
aufgerollt werden müßten. Ein solches Er- 
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gebnis wäre ifür die Abgabepflichtiigen wie 
für die Verwaltung untragbar. 

Die entstelhenden Schwierigkeiten sind nidit 
auf das Gebiet der VA beschränkt, vielmehr 
führt die Unsicherheit in der Höhe der kapi- 
talisierten Ges amt be last ung auch bei anderen 
Steuern sowie auf zivilrechtlichem Gebiet zu 
unklaren rechtlichen Verhältnissen. So ent- 
stand z. B. in den Fällen, in denen der kapi- 
talisierte Vierteljahrsbetrag der VA (der 
sogenannte Zeitwert) als Schuld abzuziöhen 
(bei der Vermögensteuer, bei der Erbschaft- 
steuer, bei ider Berechnung des Pflichtteils 
aus dem Reinnachlaß) oder als Teil der Ge- 
genleistung anzusetzen ist (z. B. bei Ver- 
äußerung sf allen für Zjwecke der Einkommen- 
steuer und der Grunderwerbsteuer) die Fra- 
ge, von welcher Gesamtlbelastung ausgegan- 
gen werden soll. Nach den gesetzlichen Vor- 
schriften blieb nidics anderes übrig, als die 
Viertel] ahrsbeträige nach Ablauf des Ermä- 
ßigungszeitraumis (somit ab 1. April 1957) 
voll anzusetzen. Die Frage, ob die in Anbe- 
tracht der Beibehaltung der seitherigen Er- 
mäßigung zu hoch vorgenommene Bewer- 
tung der VA-Schuld berich tilgt werden kann, 
muß — da über äbgabenrechtliche Vorschrif- 
ten (des Lastenau^gleichisgesetzes hinausge- 
hend — der Auslegung der einzelnen Ge- 
setze überlassen bleiben. 

3. Auswirkung der Ermäßigung auf bereits 
vorgenommene Ablösungen 

Die Gewährung der für Vermöigen in Berlin 
(West) vorgese'henen Ermäßigung hängt da- 
von ab, ob das Vermögen am 21. Juni 1948 
in Berlin i(West) ibelegen war. Die Ermäßi- 
gung steht deshalb in engem Zusammenhang 
mit dem Stichtag. Dem entspricht auch die 
vorgeschlagene Neufasisung des § 88 Abs. 2 
LAG, die die Gesamtbelastung und dement- 
sprechend die Höhe der Gesamtermäßiigung 
einheitlich für die ganze Laufzeit der VA 
regelt. Der vorgeschlagenen Neuregelung der 
Ermäßigung wohnt somit ihrer Natur nach 
Rückwirkung bei. 

Bei der Veranlagung zur VA (hat der Ab- 
gabepflichtige entsprechend der damals be- 
stehenden Rechtslage einen Abgabebescheid 
erhalten, nach dem er für die Zeit vom 
1. April 1952 bis 31. März 1957 ein Drittel 
und für die Zeit ab 1. April 1957 drei Drittel 
des Vierteljahrsbetrags zu leisten hat. Mit 
der in diesem Gesetzentwurf vorgesehenen 
Beibehaltung der seitherigen Ermäßigunig 
werden die erteilten Abgabebescheide inso- 


weit sachlich unrichtig und müssen in diesem 
Punkte berichtigt werden. 

Nach § 14 der zur Durchführung der frei- 
willigen Ablösung erganigenen 1, Abgaben- 
DV-LA vom 8. OktoJber 1952 (BGBl. I S. 
649) ist die Berechnunig des Ablösungsbe- 
trageis zu berichtigen, wenn sich auf Grund 
einer Rechtsmittelentscheidung oder einer 
Berichtigungsveranlaigunjg eine Erhöhung 
oder eine Herabsetzunig des Vierteljalhnsbe- 
trags ergibt, der der Berechinung des Ablö- 
sungsbetrags zugrunde (gelegt worden ist. 
Die Ermäßigung des Vierteljahrsbetraigs ist 
seiner Herabsetzung gleichzusetzen. Entspre- 
chende Vorschriften sollen auf Grund der 
Ermächtigungen in § 1 Nr. 5 dieses Ent- 
wurfis für die Fälle der Zwangsablösung (im 
Gesetz als isofortige Fälliigkeit ibezeidinet) 
getroffen werden. 

Damit werden die Voraussetzungen für eine 
Neuberechnung des Ablösungisbetrags oder 
des Betrags des Zeitwerts auf ider Grundlage 
eines für die ganze Laufzeit um zwei Drittel 
ermäßigten Vierteljahrsbetrags und die Er- 
stattung des ihiernach zuviel entrichteten Be- 
trages gegeben sein. 

Nr. 7; Vom Standpunkt des Lastenausgleichs- 
fonds ist ein Naturalausgleich unerwünscht, 
weil hierdurch die dem Lastenausigleichsfonds 
zur Verfügung stehenden freien Mittel ge- 
kürzt werden. Eine Kürzung der baren Mit- 
tel hemmt die Bewegungsfreiheit des Fonds, 
da idiese Mittel nicht mehr in der sonst mög- 
lichen Höhe und so frühzeitig eingesetzt 
werden können, wie eis die Gesamtlage der 
Geschädigten und die soziale Dringlichkeit 
erfordern. Abgeiseben hiervon ist die Durch- 
führung des Naturalausgleichs mit großen 
verwaltungsmäßigen Schwierigkeiten verbun- 
den. Sie stehen in keinem angemessenen Ver- 
hältnis zu dem Erfolg, der durch den Natu- 
ralausgleich allenfalls in besonders gelalgerten 
Einzelfällen lerreicht werden könnte. Der 
Lastenausgleich muß daher über den gewöhn- 
lichen Weg ider Geldentschädigung durchge- 
führt werden, wobei es ausischließlich Sache 
der Finanz Verwaltung ist, die Abgaben zu 
erheben, und ausschließlich Aufgabe der Aus- 
gleichsämter, die Geldentschädigung zu 
leisten. 

Im Gegensatz zu dieser Eiikenntnis (vgl. auch 
die Ausführungen zu dem konkreten Bei- 
spiel ides § 59 LAG — § 1 Nr. 4 des Ent- 
wurfs) stehen die Absätze 1 bis 3 des § 201 
LAG, die die Bundesregierung nach ihrem 
Wortlaut verpflichten, Rechtsvorschriften 
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über die Durchführung eines Naturalaus- 
gleichs zu erlassen. Da sich die Bumdesregie- 
run,g aus den genannten Gründen außer- 
stande sieht, die Durchführung eines Natural- 
ausigleichs anzuordnen und ein solcher auch 
seither von keiner Seite gefordert wurde, 
empfiehlt sich die Streichun^g der Absätze 1 
bis 3 des § 201 LAG und des hierauf Bezug 
nehmenden § 349 LAG, um unerwünschten 
Berufungen auf diese Vorschrift, insibeson- 
dere in Zeiten eines Konjunkturrückgangs 
vorzubeugen. 

Schon bei der Soforthilfeabgabe war den von 
der Bodenreform betroffenen Grundbesitzern 
gestattet worden, ihre Abgabe für das ge- 
samte fand- und forstwirtischaftliche Ver- 
möigen zu dem Anteil durch Hingabe von 
Wertpapieren zum Nennwert zu entrichten, 
zu dem sie von den Ländern in Wertpapie- 
ren entschädigt wurden. Diese — in § 5 der 
2. Durchführungsverordnunjg zum steuer- 
lichen Teil des Soforthilfegesetzes (BGBl. 
1951 I S. 51) entbaltene — Regelung galt 
bisher auf Grund des § 201 Abs. 4 LAG 
vorläufig für die VA weiter. Hierin liegt ein 
gewisser Ausgleich für die von der Boden- 
reform betroffenen Grundbesitzer, da die 
Wertpapiere zum Teil nur niedrig verzins- 
lich (Mindestzinsisatz 3^/2 ®/o) und nicht an 
der Börse eingeführt sind und somit der bei 
einer Veräußerung zu erzielende Preis we- 
sentlich unter dem Nennwert liegt. Da es 
andererseits nicht Aufgaibe des Lastenaus- 
gleich'sfonds sein kann, die von den Ländern 
aufzubringende Entschädigung für die 
Grundbesitzer aus Lastenausgleichsmitteln 
zu verbessern, wurden die Wertpapiere erst 
in Zahlung genommen, nachdem sich die 
Länder verpflichtet hatten, 

a) im Falle des Erwerbs einer Siedlerstelle 
durch einen Vertriebenen die von den Land- 
abgeibern zur Entrichtung der Soforthilfe- 
abgabe — jetzt VA — hingegebenen, aus 
der Entschädiguntg für enteignetes oder über- 
eignetes Bodenroformland stammenden Wert- 
papiere in Anrechnung auf den Kaufpreis 
zum Nennwert in Zahlung zu nehmen oder 

b) die zur Entrichtung der SoforthilfeabgaJbe 
— jetzt VA — hingegebenen Wertpapiere 
innerhalb eines Vierteljahres nach Ablauf des 
auf tdie Hingabe (folgenden 5. Rechnungs- 
jahreis zum Nennwert einzulösen, sofern 
nicht die Wertpapiere bis zu diesem Zeit- 
punkt nachweislich in Anrechnung auf den 
Kaufpreis von Siedlerstellen bei der An- 
setzung von Vertrieibenen verwandt werden 
konnten. 


Für die zur Zahlung der VA oder der So- 
forthilfe abgab e hingegebenen Wertpapiere 
ergab sich nach Mitteilung des Bimdesaus- 
gleichisamts bisher keine Möglichkeit, sie zu 
dem unter a) genannten Zweck zu verwen- 
den. Sollte eine solche Verwendung auch 
künftig nicht möglich sein, so wird das 
Bundesausgleichisamt die Wertpapiere den 
Ländern, (beginnend mit dem Rechnungs- 
jahr 1957, zur Bareinlösung mit dem Nenn- 
wert vorleigen. 

Wie auch idieses Beispiel zeigt, konnten die 
auf einen Naturalausigleich hinauslaufenden 
Vorschriften (Weitergabe der Wertpapiere an 
Geschädigte zum Kauf von Siedlerstellen 
durch diese) in der Praxis nicht verwirklicht 
werden. Dennoch soll an der bestehenden 
Vergünstigung mit Rücksicht auf 'die Lage 
der von der Bodenreform betroffenen Grund- 
besiitzer und die andererseits bestehende Ein- 
lösungsverpflichtung der Länder nicht'S ge- 
ändert werden, zumal das Aufkommen an 
Wertpapieren (vermutlich durch Verbrauch 
der Entschädigung) istark rückräufig ist (Auf- 
kommen im Rechnungsjahr 1953 4,456 Mio 
DM, im Rechnungsjahr 1954 3,396 Mio DM, 
im Rechnungsjahr 1955 0,696 Mio DM und 
in den Monaten April bis Juni 1956 
0,205 Mio DM). 

Zu § 1 

Nr* 8: Sowjetzonenflüchtlinge und diesen 
gleichzuböhandelnde Personen (Personenkreis 
des § 301 LAG) können Aufbaudarlehen aus 
dem Härtefonds erhalten, während außer- 
dem auch die Abgabe von Siedlungsland an 
Sowjetzonenflüchtlinge nach iden §§ 47 bis 
56 ides Bundesvertriebenengesetzes durch Ge- 
währung steuerlicher Erleichterungen (ins- 
besondere Fortfall der VA) beigünstigt wird. 
Es erscheint daher angezeigt, auch die Ab- 
gabe gewerblicher Betriebe an Sowjetzonen- 
flüchtlinge zu begünstigen und dementspre- 
chend den Wortlaut des § 202 LAG zu er- 
weitern. Bei dieser Gelegenheit isoll auch die 
Ermächtigung (auf Grund deren die 13. Ab- 
gabenDV-LA erigangen ist) erweitert werden, 
um Möiglichkeiten des Mißbrauchs bei Wei- 
terveräußerung oder Verpachtung durch iden 
Geschädigten im Wege einer dem § 52 des 
Bundes, vertriebeneng esetzes nachzubildenden 
Verordnunigsbestimmung vorzubeugen. 

Zu den §§ 2 bis 7 

Vergünstigungen für Angehörige der Ver- 
einten Nationen (AVN) und für Rücker- 
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stattuingsibereditigte (RE'B) tbei der VA sind 
in den §§ 26 und 56 LAG vorgesehen. Die 
genannten Verigünstiiigungen waren in der 
dem Bundestag seinerzeit zugeganigenen Re- 
gierungsvorlage des Lastenan^gleidisigesetzes 
(Drucksache Nr. 1800 der 1. Wahlperiode) 
nicht enthalten. Sie sind erst atif Grund der 
Beratungen des LAG im Lastenausgleichs aus- 
schuß eingefüigt worden. Unalbhängig von 
den idurch (den Lastenausigleichsausschuß 
vorgeschlagenen und später vom Plenum 
angenommenen Vergünstigungen hat -die 
Bundesrqgierunig in Artikel 6 des Zehnten 
Teils des Vertrages zur Regelung aus Krieg 
und Besatzung entstandener Fraigen (Über- 
leitungsvertrag) Aibgabevergünstiigungen für 
AVN und für EJEB eingeräumt. 

Für REB gehen die im Lastenausgleichsgesetz 
vorgesehenen Vergünstigungen, für AVN 
die im Üiberleitungsvertrag vorgesehenen 
Verigünsitigungen weiter, während es bei REB 
mit AVN^Eigenschaft von der Flöhe des Ver- 
mögens abhängt, welche Vergünistigunigen 
vorteilhafter sind (wegen -der Regelung im 
einzelnen vgl. den Erlaß des Bundesfinanz- 
ministeriums vom 25. Februar 1956 — 
BStBl. I S. 47). Um die Gewährung mehr- 
facher Vergünstigunigen aus dem gleichen 
Grunde auszuschließen und um auch keinen 
Abgabepflichtigen nachträiglich schlechter zu 
stellen, ist den AVN und REB mit dem 5. 
LAG-Änderungsgesetz vom 20. August 1955 
(BGBl. I S. 529) das Wahlrecht eingeräumt 
worden, entweder die Vergünstigungen des 
Lastenausigleichisgesetzes oder diejenigen des 
Überlei tungsvertrags zu beanspruchen. 

Der Überleitungsvertrag mit den in ihm ent- 
haltenen Abgabevergünstigungen jgilt — wie 
alle mit idam Deutschlandvertrag zusammen- 
hängenden Verträge — nicht für Berlin 
(West), so daß auch das 5. LAG-Aniderunjgs- 
gesetz nicht auf Berlin (West) erstredet 
werden konnte. Es bedarf daher einer ergän- 
zenden gesetzlichen Regelung, um zu ver- 
meiden, -daß AVN (für die die Vergünsti- 
gungen des Überleitunigsvertrags in der Regel 
günstiger sind als diejenigen -des Lastenaus- 
gJeichisgesetzes) nur wegen der besonderen 
politisdien Lage Berlins schlechter gestellt 
werden. Diese Vorschriften werden zweck- 
mäßig — entsprechend der Behandlung beim 
Truppenzollgesetz — in einem auf Berlin 
(West) zu erstreckenden Bundesgesetz ige- 
troffen. Ihr räumlicher Geltungsbereich be- 
schränkt sich (abgesehen von dem Sonderfall 
des § 7 Abs. 2) auf Fälle, für deren Veran- 
lagung ein Finanzamt in Berlin (West) zu- 


ständig ist, ida sich für die im Bundesgebiet 
zu veranlagenden Fälle eine Befreiung ides 
Vermögens in Berlin (West) bereits auf 
Grund des Überleitungsvertrags ergibt. 

Wie sich aus den §§ 79 bis 90 LAG ergibt 
(vgl. auch § 1 Nr. 6 des Entwurfs), gelten 
für die Erhebung der VA vom Vermögen 
in Berlin (West) bestimmte Besonderheiten. 
Flierdurch können die Vergünstigungen des 
Überleitungsvertrags nicht, in den Einzelhei- 
ten, sondern lediglich in der Gesamtkonzep- 
tion dergestalt übertragen werden, daß icfie 
Leistungen des Zeitraumes vom 1. April 1949 
bis 31. März 1955 unerhoben bleiben, die 
unter Berücksichtigung der Berliner Sonder- 
verhältnisse an sich zu entrichten wären. In 
diesem Zusammenhang ist insbesondere dar- 
auf hinzuweisen, daß es in Berlin (West) 
keine Soforthilfeabgabe gab und deshalb für 
den Zeitraum vom 1. April 1949 bis 31. März 
1952 nur eine Befreiung von der in Berlin 
(West) erhobenen Baunot abgabe und Not- 
abgabe vom Betriebsvermögen in Betracht 
kommt, bei denen Im übrigen aus Gründen 
der Vereinfachung darauf verzichtet wurde, 
die Vergünstigungen mit in das Wahlrecht 
des § 3 elnzubeziehen (vgl. § 7). Wegen der 
Nichterhebung von Soforthilfeabgabe kann 
auch eine Anrechnung fiktiver Soforthilfe- 
abgabe-Beträge auf die Abgabeschuld nicht In 
Betracht kommen; der Vierteljahrsbetrag für 
die Zeit ab 1. April 1955 bestimmt sich ent- 
sprechend der Berliner Sonderregelung nach 
den nicht erhöhten Vierteljahrssätzen des 
§ 35 des Lastenausgleichsgesetzes mit 1,5; 
1,25 und 1 V. H. der ungekürzten Abgabe- 
sdiuld (§ 31 LAG). 

Den AVN gleichgestellt sind nach den beson- 
deren Abkommen zum deutschen Lastenaus- 
gleich, die mit der Schweiz und mit Schwe- 
den abgeschlossen wurden, die Staatsangehö- 
rigen der Schweiz und Schwedens. Diese 
Gleichstellung erstreckt sich auch auf die in 
§ 7 vorgesehenen Vergünstigungen bei der 
Baunotabgabe und der Notabgabe vom Be- 
triebsvermögen. 

Zu § 8 

Nach Artikel 3 des Zehnten Teils des Über- 
leitungsvertrags werden AVN hinsichtlich 
ihrer im Bundesgebiet erlittenen Kriegssach- 
schäden bei den Entschädigungen aus dem 
Lastenausgleich so behandelt wie deutsche 
Staatsangehörige mit Wohnsitz in der Bun- 
desrepublik Deutschland, es sei denn, daß es 
sich um die Eingliederungshilfe (Aufbaudar- 
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lehen usw.) oder die Wohnraumhilfe han- 
delt. Da das Lastenausgleichsgesetz die Ent- 
schädigung der Kriegssachschäden nicht von 
der Staatsangehörigkeit abhängig macht, be- 
steht die Vergünstigung lediglich darin, daß 
AVN die Kriegsschadenrente — für die im 
Gegensatz zur Hauptentschädigung der ge- 
wöhnliche Aufenthalt im Bundesgebiet er- 
forderlich ist (§ 287 LAG) — auch dann er- 
halten können, wenn sie ihren Wohnsitz im 
Ausland haben. Im Rahmen des vorliegen- 
den Entwurfs war daher — obwohl dieser 
sich im übrigen auf abgabenrechtliche Fragen 
beschränkt — im Zusammenhang mit den 
Abgabevergünstigungen die Frage zu prüfen, 
ob die genannte Vergünstigung bei der 
Kriegsschadenrente ebenfalls für Berlin (West) 
gelten soll. 

Die Gewährung von Kriegsschadenrente an 
Personen mit Wohnsitz im Ausland ist ein 
Anliegen, das nicht nur AVN, sondern auch 
alle Kriegssachgeschädigten betrifft und des- 
halb allgemein gelöst werden muß. In dem 
Entwurf eines Achten Gesetzes zur Ände- 
runig des Lastenausgleichsgesetzeis i(Druck- 
sache 2674) ist daiher vorgesehen, daß § 287 
Abs. 2 LAG folgende Fassung erhält: 

„(2) Die Kriegsschadenrente ruht, solange 
die Voraussetzungen für ihre Gewährung in 
der Person des Berechtigten nicht vorliegen. 
Sie ruht auch, solange der Berechtigte seinen 
ständigen Aufenthalt nicht im Geltungsbe- 
reich des Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
hat. Nach Maßgabe einer Rechtsverordnung 
kann Kriegsschadenrente auch bei ständigem 
A^ufenhalt im Ausland und im Saargebiet ge- 
währt werden, wenn ein Anspruch auf 
Hauptentschädigung wegen solcher Schäden 
besteht, die bei Berechnung des Grundbetra- 
ges nach § 266 zu berücksichtigen sind."' 


Sollte diese Regelung Gesetz werden, so 
könnte auf die Vorschrift des § 8 verzichtet 
werden, da die AVN dann bereits auf Grund 
des Lastenausgleichsgesetzes und der Rechts- 
verordnung zu § 287 Abs. 2 LAG eine Be- 
handlung erfahren würden, die der Bestim- 
mung des Überleitungsvertrags entspricht. 
Bei der Beratunig des 'Entrwurfs muß daiher 
die weitere Entwicklung in dieser Frage ver- 
folgt und bei einer positiven Regelung zu- 
gunsten aller Personen im Ausland im Sinne 
des 8. LAG-Änderungsgesetzes der in diesen 
Entwurf vorsorglich aufgenommene § 8 ge- 
strichen werden. Eine solche Streichung wäre 
auch aus systematischen Gründen erwünscht, 
da der Gesetzentwurf im übrigen nur ab- 
gabenrechtliche Fragen regelt. 

Zu § 10: 

Die in § 1 Nr. 3 enthaltene Neufassung des 
§58 LAG muß rückwirkend ab 1. Septem- 
ber 1952 (in Berlin [Weist] ab 18. Oktoiber 
1952) in Kraft treten, da sie gerade für die 
zurückliegenden Fälle gelten muß, in denen 
seither nur eine Stundung gewährt werden 
konnte. Außerdem sollen die §§ 2 bis 8 rück- 
wirkend ab dem Inkrafttreten des Lasten- 
ausgleichsgesetzes in Kraft gesetzt werden, da 
sich auch das 5. LAG-Änderungsgesetz eine 
entsprechende Rückwirkung beigelegt hat. 
Im übrigen kann das Gesetz in der üblichen 
Form am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft treten. Soweit sich eine Rückwirkung 
der Änderungen zwangsläufig aus dem sach- 
lichen Inhalt der geänderten Vorschriften 
bzw. der Änderungsvorschriften selbst ergibt, 
bleibt diese unberührt; dies gilt insbesondere 
für die Vorschriften, die die Veranlagung der 
VA betreiffen und daiher zwanigsläuifiig auf 
den für die Bemessung der Abgabe maß- 
gebenden Stichtag des 21. Juni 1948 zurück- 
wirken müssen. 
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